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AMNESTY INTERNATIONAL setzt sich auf 
der Grundlage der Allgemeinen 
 Erklärung der Menschenrechte für 
eine Welt ein, in der die Rechte 
 aller Menschen  geachtet  werden. 
Die Stärke der Organisation liegt im 
Engagement von weltweit zehn 
Millionen Menschen unterschied-
licher Nationalitäten und Kulturen. 
Gemeinsam setzen sie Mut, Kraft 
und  Fantasie für eine Welt ohne 
Menschenrechtsverletzungen ein. 
1977 erhielt Amnesty den 
 Friedensnobelpreis.
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2020 war ein Jahr, in dem Covid-19 weltweit Pläne über 
den Haufen warf, bisherige Sicherheiten und Erwartungen 
durcheinanderwirbelte und Selbstverständlichkeiten in 
kürzester Zeit infrage stellte.  

Wie wird der Staat seiner Schutzpflicht für Risikogrup-
pen gerecht? Erhalten alle die nötige Gesundheitsversor-
gung? Welche Rechte dürfen wann und wie eingeschränkt 
werden? Wie gewährleisten wir das Recht auf Bildung? 
Was bedeutet Solidarität in der Krise, wie achten wir auf 
die Schwächsten in unserer Gesellschaft? 

Fragen, die in demokratischen Rechtsstaaten mit 
 intakten Gesundheitssystemen und wirtschaftlichen 
 Sofortprogrammen die Gemüter erhitzten. In anderen 
 Teilen der Welt führte die Pandemie zu vielfältigen 
 Menschenrechtsverstößen und massiven Auswirkungen 
für Menschen, die fern von zu Hause gestrandet waren, 
die plötzlich ohne Einkommen, Dach über dem Kopf oder 
Nahrung waren; die häuslicher Gewalt oder drakonischen, 
behördlichen Maßnahmen ausgesetzt waren. Die Corona-
Krise war und ist eine Menschenrechtskrise! 

Staaten mit »Vorerkrankungen« bei Rechtsstaatlichkeit 
oder mit mangelnden Sozialsystemen missachteten ihre 
Schutzpflicht, erklärten die Pandemie zur »leichten Grip-
pe«, nahmen Tote und Folgen für die Schwächsten »in 
Kauf«. Autoritäre Staaten nutzten Covid-19, um Rechte 
einzuschränken, digitale Überwachungssysteme auszubau-
en oder bestimmte Bevölkerungsgruppen bewusst schutz-
los zu lassen. Vielerorts – in Venezuela, der Türkei, im 
 Niger oder in China – wurden Menschen verfolgt, die über 
Fehler bei der Pandemiebekämpfung berichteten. Im Iran 
ging man mit Gewalt gegen Protestierende vor, die den 
fehlenden Schutz in Gefängnissen kritisierten, in Angola 
wurden Ausgangssperren mit Schusswaffen durchgesetzt. 
Und selbst »die Helden an der Pandemie-Front«, wie zum 
Beispiel Beschäftigte im Gesundheitswesen, wurden oft 
allein gelassen. 

Amnesty reagierte: Unsere Researcher fanden Wege, 
trotz Lockdown und Reisebeschränkungen Menschen-
rechtsverletzungen zu dokumentieren, Betroffene zu inter-
viewen und Beweismaterial, wie Satellitenbilder, zu si-
chern und zu sichten.  

Ehrenamtlich Aktive und Mitarbeiter_innen an unter-
schiedlichsten Orten der Welt fanden Wege, die Arbeit 
fortzusetzen, auch wenn sie selbst von Lockdowns, Home-

schooling und der Sorge um Eltern betroffen waren (siehe 
Seiten 10–11). Möglich gemacht haben das die vielen 
Amnesty-Unterstützer_innen, Spender_innen und För -
der_innen, die uns in der Krise treu geblieben sind und 
uns weiter unterstützt haben. Danke! 

Wir müssen zwar alle weiterhin Abstand halten, aber 
Amnesty wird dennoch hinschauen. Und aktiv bleiben. 
Zu den Auswirkungen der Pandemie. Zu Konflikten und 
Krisen. Ob in Myanmar, Hongkong oder in Äthiopien. Ob 
für Schutzsuchende und Lebensretter_innen auf dem 
Mittelmeer (siehe Seite 25) oder für Rechtsstaatlichkeit 
in Polen und Ungarn (siehe Seite 23). Weiter im Blick 
 behalten wir auch die Zukunftsherausforderungen Klima-
krise und Digitalisierung (siehe Seiten 13–15).  

2021 bleibt ein herausforderndes Jahr. Mut machen 
mir die vielen Menschen, die sich mit uns für die 
 Menschenrechte einsetzen. Ihnen allen – Danke!!! 

 
Ihr  

 
 
 

Markus N. Beeko 

Generalsekretär
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VEREHRTE UNTERSTÜTZER_INNEN,  
LIEBE FREUND_INNEN,
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ERFOLGE WELTWEIT

ARGENTINIEN: Es ist eine histo-
rische Entscheidung: Argenti-
nien hat im Dezember 2020 
Schwangerschaftsabbrüche 

legalisiert. Künftig können 
Schwangerschaften bis zur 14. Woche 
straffrei beendet werden, die Kosten da-
für trägt das öffentliche Gesundheitssys-
tem. In dem Land gab es staatlichen 
Schätzungen zufolge jedes Jahr zwi-
schen 370.000 und 520.000 heimliche 
Schwangerschaftsabbrüche. Komplika-
tionen kosteten unzähligen Menschen 
das Leben. »Dies ist ein Sieg der Frauen-
bewegung in Argentinien, die seit Jahr-
zehnten für ihre Rechte kämpft«, sagte 
Mariela Belski, die Geschäftsführerin von 
Amnesty International Argentinien.

USA: Sie landete unter Donald 
Trump im Gefängnis: Die 
Transfrau Kelly González 

Aguilar war in den USA drei 
Jahre lang inhaftiert, davon 
mehrere Monate in Isolationshaft. Ihr ein-
ziges Verbrechen: Sie war 2017 in das 
Land geflüchtet, weil sie in ihrer Heimat 
Honduras wegen ihrer Identität Gewalt 
und Missbrauch erfahren musste. Zehn-
tausende Menschen hatten sich nach ih-
rer Festnahme gemeinsam mit Amnesty 
für sie eingesetzt. Am 14.Juli 2020 durf-
te sie endlich die Haftanstalt verlassen. 
»Ich danke euch allen für eure Unter-
stützung«, sagte sie nach ihrer Freilas-
sung. »Dank eurer enormen Anstrengun-
gen wurde mein Recht auf Freiheit end-
lich anerkannt. Ich bin glücklich.«

MALTA: Mehr als einen Monat hat die mal-
tesische Regierung Hunderte Migrant_in -

nen auf Schiffen gefangen gehalten – 
ohne jeden Kontakt zur Außenwelt. Nach 
internationalen Protesten durften die 
rund 425 Menschen Anfang Juni 2020 
endlich an Land. Wochen zuvor waren 
sie im Mittelmeer in Seenot geraten und 
nach ihrer Rettung auf eigens dafür ge-
pachtete Fährschiffe verfrachtet worden. 
Die maltesischen Behörden nutzen die 
Corona-Pandemie ab April 2020 gezielt 
als Vorwand, um Migrant_innen nicht an 
Land zu lassen. 

FRANKREICH: Sein Einsatz wurde zum 
Symbol für Mitmenschlichkeit: Der Oli-
venbauer Cédric Herrou aus dem franzö-
sischen Roya-Tal wurde 2016 und 2017 
mehrmals festgenommen, weil er Hun-
derte junge Flüchtlinge bei sich aufge-
nommen hatte. Andere Bewohner_innen 
des Bergdorfs spendeten Essen und Klei-
dung. Die Staatsanwaltschaft klagte Her-
rou schließlich wegen »Beihilfe zu illega-
ler Einreise und illegalem Aufenthalt« an, 
ihm drohten fünf Jahre Haft und eine 
Geldstrafe von bis zu 30.000 Euro. Welt-
weit solidarisierten sich Menschen mit 
ihm, auch Amnesty setzte sich für ihn 
ein. Die Aktionen zeigten Wirkung: Im 
Mai 2020 sprach ihn ein Gericht frei. 

GUATEMALA: Gerechtigkeit für Corona-Hel-

fer_innen: Ohne sie wäre die Behand-
lung von Infizierten nicht möglich gewe-
sen, trotzdem wurden sie auf die Straße 
gesetzt. Ein provisorisches Covid-19-
Krankenhaus in Guatemala-Stadt hatte 
im Juni 2020 Dutzende Menschen ent-
lassen, die für Reinigung und Instandhal-
tung der Klinik zuständig waren – ohne 
sie für ihre Arbeit zu bezahlen. Die 46 
Personen hatten zweieinhalb Monate für 
das Krankenhaus gearbeitet, doch auf ih-
ren Lohn warteten sie bis zuletzt verge-
blich. Amnesty International sammelte 
weltweit Unterschriften, um gegen dieses 
Unrecht zu protestieren. Mit Erfolg: Im 
August wurden die Entlassenen endlich 
für ihre geleistete Arbeit bezahlt. 



5

Tagtäglich werden die Rechte von Menschen weltweit verletzt. Amnesty International setzt sich für 

diese Menschen ein: Mit Appellaktionen, Recherchen vor Ort, Länder- und Themenberichten sowie 

Kampagnen- und Lobbyarbeit. Dadurch konnten auch im Jahr 2020 wieder zahlreiche Menschen aus 

der Haft befreit, Menschenrechtsverstöße aufgedeckt und diskriminierende Gesetze abgeschafft 

werden. Hier sind einige Beispiele.

SÜDSUDAN: Drei Jahre musste 
er um sein Leben fürchten, 
nun ist die Todesstrafe abge-
wendet. Magai Matiop 

Ngong war gerade einmal 15 
Jahre alt, als ihn 2017 ein Gericht zum 
Tode verurteilte. Der Grund: Während ei-
nes Streits hatte sich ein Schuss aus sei-
nem Gewehr gelöst und seinen Cousin 
getötet. Nach internationalem Recht dür-
fen gegen Minderjährige keine Todesur-
teile verhängt werden. Amnesty sammel-
te weltweit mehr als 750.000 Unter-
schriften, um Druck auf die Behörden 
auszuüben – mit Erfolg: Am 14.Juli 2020 
hob das südsudanesische Berufungsge-
richt das Todesurteil gegen Magai Matiop 
Ngong auf. Das Oberste Gericht des Lan-
des soll nun eine angemessene Strafe 
verhängen. 

DÄNEMARK: Es ist ein großer 
Sieg im Kampf gegen sexuali-
sierte Gewalt: Das dänische 
Parlament hat im Dezember 
2020 ein Gesetz verabschie-
det, das endlich anerkennt, was selbst-
verständlich sein sollte: Sex ohne Zu-

stimmung ist Vergewaltigung. Damit 
folgte das Land seinem Nachbarn 
Schweden, das bereits 2018 ein ähnli-
ches Gesetz eingeführt hatte. Zuvor spra-
chen die dänischen Behörden nur dann 
von Vergewaltigung, wenn der Täter Ge-
walt angewendet oder mit Gewalt gedroht 
hatte oder wenn sich das Opfer in einem 
Zustand befand, in dem es sich dem Vor-
gehen nicht widersetzen konnte. 

AFGHANISTAN: Opfer von Menschenrechts-
verletzungen in Afghanistan dürfen auf 
Gerechtigkeit hoffen: Fatou Bensouda, 
die Chefanklägerin des Internationalen 
Strafgerichtshofs, wird wegen mutmaß-

licher Kriegsverbrechen in Afghanistan 
ermitteln – auch gegen das US-Militär 
und die CIA. Zunächst hatten ihr die 
Richter_innen in Den Haag die Ermittlun-
gen untersagt, da eine Strafverfolgung 
keine Aussicht auf Erfolg habe. Amnesty 
hatte die Entscheidung damals kritisiert. 
Die USA erkennen den Internationalen 
Strafgerichtshof nicht an und haben be-
reits angekündigt, Bensouda und andere 
Mitarbeiter_innen des Gerichts mit Sank-
tionen zu belegen. 

ÄGYPTEN: Die ehemalige 
Schauspielerin Amal Fathy 
muss nicht mehr um ihre 
Freiheit bangen. Die junge 
Ägypterin hatte ab Mai 2018 
acht Monate in Untersuchungshaft ver-
bracht, weil sie auf Facebook ein Video 
hochgeladen hatte, in dem sie sich be-
klagte, in einer Bank sexuell belästigt 
worden zu sein. Außerdem kritisierte sie, 
der Staat schütze Frauen nicht ausrei-
chend. Die Staatsanwaltschaft eröffnete 
daraufhin ein Verfahren wegen Verbrei-
tung »falscher Nachrichten« und Veröf-
fentlichung eines »unanständigen Videos 
mit schmutziger Sprache« gegen sie. Der 
Prozess zog sich zwei Jahre lang hin, bis 
im April 2020 endlich die erlösende 
Nachricht kam: Das Oberste Gericht hat 
Amal Fathy freigesprochen. 

VIETNAM: Ihre Freilassung  
kam völlig überraschend:  
Die Bloggerin Tran Thi Nga 
konnte im Januar 2020 das 
Gefängnis verlassen. Ein Ge-
richt hatte sie 2017 zu neun Jahren Haft 
verurteilt, weil sie im Internet über Men-
schenrechtsverletzungen in ihrer Heimat 
berichtet hatte. Nach ihrer Freilassung 
musste sie ihr Land verlassen, inzwi-
schen lebt sie mit ihrem Lebensgefährten 
und ihren beiden Söhnen in den USA. 
»Ich danke Amnesty International für 
den unermüdlichen Einsatz für meine 
Freiheit«, sagte Tran Thi Nga vor ihrer 
Ausreise. »Ich bin froh, dass meine Fa-
milie nun wieder vereint ist und dass wir 
in Frieden leben können.«
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EINSATZ  
MIT ERFOLG 
 

Weltweit beteiligen sich Hunderttausende 

Menschen an Appellaktionen von Amnesty 

International. Mit Briefen, E-Mails und 

Petitionsunterschriften bewirken sie 

Freilassungen, verhindern Folter, schützen 

Menschen vor unfairen Prozessen und retten 

Leben. Dass dieses gemeinsame Engagement 

erfolgreich ist, zeigt der Fall der Frauenrechtlerin 

Narges Mohammadi aus dem Iran. 
 
Das Evin-Gefängnis in Teheran ist berüchtigt für Folter 
und notorische Überbelegung. Hunderte gewaltlose politi-
sche Gefangene sind dort unter unmenschlichen Bedin-
gungen eingesperrt – so auch lange Zeit Narges Moham-
madi. Die bekannte Menschenrechtsverteidigerin setzt 
sich seit vielen Jahren gegen die Todesstrafe und für 
Frauenrechte im Iran ein. Sie hat für ihre Menschen-

rechtsarbeit zahlreiche Auszeichnungen erhalten, unter 
anderem den Per-Anger-Preis der schwedischen Regie-
rung und den Menschenrechtspreis der Stadt Weimar. 
Narges Mohammadi war Vizepräsidentin der iranischen 
Menschenrechtsorganisation Defenders of Human Rights 
Center (DHRC), die 2008 von der iranischen Regierung 
verboten wurde. 

Wegen ihrer Arbeit bei der DHRC geriet die Menschen-
rechtsverteidigerin 2008 erstmals ins Visier der iranischen 
Behörden. Sie wurde mehrfach festgenommen und zu 
Haftstrafen verurteilt, weil sie angeblich die nationale Si-
cherheit gefährdet hatte. Nachdem sie 2014 bei einem 
Treffen mit der damaligen EU-Außenbeauftragten Catheri-
ne Ashton über die Menschenrechtssituation im Iran ge-
sprochen hatte, wurde sie erneut festgenommen und zu 
weiteren 16 Jahren Gefängnis verurteilt. Während ihrer 
 Inhaftierung hat Narges Mohammadi regelmäßig über die 
Misshandlungen und die miserablen Zustände in irani-
schen Gefängnissen berichtet. Trotz mehrerer Anklagen 
wegen "Gefährdung der nationalen Sicherheit" setzte sie 
ihre Menschenrechtsaktivitäten auch im Gefängnis fort. So 
gab sie Erklärungen gegen die Todesstrafe, verlängerte 
Einzelhaft und andere Formen der Folter und Misshand-
lung sowie gegen die Tötung von Protestierenden im No-
vember 2019 heraus. 

Der Gesundheitszustand der Menschenrechtlerin ver-
schlechterte sich in der Haft zusehends. Doch trotz meh-
rerer Vorerkrankungen verweigerten ihr die Gefängnisbe-
hörden die medizinische Versorgung und den Kontakt zu 
ihrer Familie. Angesichts der Corona-Pandemie und den 
unhygienischen Bedingungen in den iranischen Gefängnis-
sen wurden 2020 vermehrt Forderungen laut, Narges Mo-
hammadi aus gesundheitlichen Gründen freizulassen. Im 
Juli infizierte sie sich mit dem Virus – und erhielt keine 
medizinische Behandlung, obwohl sie wegen einer Vorer-
krankung der Lunge zur Risikogruppe zählt. 

Nach mehr als acht Jahren im Gefängnis kam die 
Menschenrechtsverteidigerin schließlich am 8.Oktober 
2020 vorzeitig aus der Haft frei und bedankte sich in ei-
ner  Videobotschaft bei Amnesty International: »Ohne eu-
ren Schutz wäre dies nicht möglich gewesen.« Trotz al-
lem, was Narges Mohammadi erlebt hat, denkt sie nicht 
daran, ihre Menschenrechtsarbeit aufzugeben: »Ich hoffe, 
dass ich euch eines Tages sagen kann, dass im Iran keine 
Hinrichtungen mehr vorgenommen werden, Frauen ihre 
Rechte erhalten haben und die Menschenrechtslage in 
meinem Land sich verbessert hat. Ich bin entschlossen, 
alles dafür zu tun, und bin überzeugt, dass wir es schaf-
fen können. Gemeinsam für Frieden und Menschenrech-
te!« 
Weitere Erfolgsmeldungen: www.amnesty.de/erfolge  

Werde jetzt aktiv: www.amnesty.de/urgent-actions  

oder www.amnesty.de/BgdV
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Die iranische Menschenrechtsverteidigerin Narges Mohammadi. (Archivbild)
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»Ich danke euch so sehr, mir fehlen 
die Worte«, sagte Magai Matiop 
Ngong, nachdem sein Leben gerettet 
wurde. »Ihr habt keine Ahnung, wie 
sehr mein Herz mit Glück erfüllt ist.« 
Er war gerade einmal 15 Jahre alt, als 
ihn ein Gericht im Südsudan 2017 
zum Tode verurteilte. Im Sommer 
2020 hob ein Gericht das Todesurteil 
gegen ihn auf – nachdem Amnesty 
beim Briefmarathon 2019 mehr als 
750.000 Unterschriften für ihn ge-
sammelt hatte.  

Sein Fall zeigt: Briefe können Le-
ben retten! Auch im Corona-Jahr 
2020 haben wieder Millionen Men-
schen beim Amnesty-Briefmarathon 
mitgemacht: Sie schickten Solidari-
tätsschreiben an Gefangene und poli-
tisch Verfolgte. Und sie forderten Re-
gierungen auf, Unrecht zu beenden. 
Der Briefmarathon, der jedes Jahr im 
Dezember stattfindet, zeigt die geball-
te Kraft der weltweiten Amnesty-Be-
wegung: An wenigen Tagen engagie-
ren sich Aktivist_innen rund um den 
Globus, um Menschen in Gefahr zu 

helfen und für Gerechtigkeit einzuste-
hen.  

So wie im Fall der beiden jungen 
Südafrikanerinnen Popi Qwabe und 
Bongeka Phungula. Die beiden 
Schauspielschülerinnen träumten von 
einer großen Karriere. Doch im Mai 
2017 fanden ihre Träume ein trauri-
ges Ende: Sie wurden erschossen auf-
gefunden, wahrscheinlich waren bei-
de Frauen zuvor vergewaltigt worden. 
Die Polizei ermittelte nicht gründlich, 
ließ zwei tatverdächtige Männer sofort 
wieder frei, und das Verfahren wurde 
eingestellt. Der Fall ist symptoma-
tisch: In Südafrika wird Gewalt gegen 
Frauen nur selten geahndet. Beim 
Briefmarathon 2020 schickten Hun-
derttausende Menschen weltweit Brie-
fe, Mails und SMS an die südafrikani-
schen Behörden und forderten Ge-
rechtigkeit für Popi und Bongeka.  

Weltweit kamen im Dezember 
2020 mehrere Millionen Briefe, E-
Mails und Faxe für insgesamt zehn 
Menschen oder Gruppen zusammen. 
Allein in Deutschland waren es rund 

325.000. Trotz der Corona-Krise 
konnte das Ergebnis im Vergleich zum 
Vorjahr um gut 20.000 gesteigert wer-
den. Die Briefe signalisieren den Be-
troffenen und ihren Familien, dass sie 
in ihrem Kampf für Gerechtigkeit 
nicht allein sind. Und sie setzen die 
Regierungen unter Druck, Unrecht zu 
beenden.  

Der Briefmarathon widmete sich 
2020 auch dem Schicksal des algeri-
schen Journalisten Khaled Drareni. Er 
war im März 2020 festgenommen 
worden, weil er über regierungskriti-
sche Demonstrationen berichtet hatte. 
Das Urteil lautete zunächst drei Jahre 
Haft, später wurde es auf zwei Jahre 
reduziert. Weltweit machten sich un-
zählige Menschen beim Briefmara-
thon für den jungen Algerier stark. 
Mit Erfolg: Am 19.Februar 2021 be-
gnadigte ihn der algerische Präsident. 
»Heute nehme ich meinen Kampf für 
die Pressefreiheit wieder auf«, sagte 
Khaled Drareni nach seiner Freilas-
sung. »Nie werde ich eure unerschüt-
terliche Unterstützung vergessen!« 
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DEIN BRIEF KANN LEBEN RETTEN  
 

Auch im Corona-Jahr 2020 haben wieder Millionen Menschen beim Amnesty-Briefmarathon  

Briefe, Faxe und Mails für Menschen in Gefahr und Not verschickt. 
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Der rassistische Terroranschlag in Hanau im Februar 
2020, bei dem neun Menschen ermordet wurden, der 
 Anschlag auf die Synagoge in Halle im Oktober 2019 und 
die Entdeckung rechtsextremer Chatgruppen in der Polizei 
haben gezeigt, dass in Deutschland noch massiver Hand-
lungsbedarf im Kampf gegen Rassismus besteht. Die Er-
mordung des US-Amerikaners George Floyd durch einen 
weißen Polizisten und die anschließenden »Black Lives 
Matter«-Demonstrationen in den USA haben unterstri-
chen, wie wichtig antirassistisches Engagement weltweit 
ist.  

Rassismus ist ein Angriff auf die Grundidee der Men-
schenrechte: die Freiheit und Gleichheit aller Menschen. 
Amnesty International hatte schon 2016 für die Kampa -
gne »Nimm Rassismus persönlich« Materialien entwickelt, 
die sich dazu eignen, sich mit Alltagsrassismus und eige-
nen Vorurteilen auseinanderzusetzen, und Empfehlungen 
enthalten, wie man sich bei rassistischen Übergriffen ver-
halten kann. 2020 bestellten mehr als 10.000 Menschen 
diese Materialien, und wir erreichten damit geschätzt 
40.000 bis 50.000 Menschen. Amnesty-Aktivist_innen 
beteiligten sich zudem deutschlandweit an Demonstratio-
nen gegen Rassismus. Im Mittelpunkt der Lobbyarbeit 
stand die Polizei: Amnesty forderte unter anderem ver-

pflichtende Anti-Rassismus-Trainings für die Polizei, eine 
Null-Toleranz-Politik gegenüber Rechtsextremismus und 
Rassismus in den Reihen der Sicherheitsbehörden und 
wissenschaftliche Untersuchungen zum Ausmaß rassisti-
scher Einstellungen in der Polizei.  

 
EXPORT VON ÜBERWACHUNGSTECHNOLOGIE 
Im Pandemiejahr 2020 haben wir mehr digital kommuni-
ziert als je zuvor. Die Vorstellung, dass alles abgehört und 
mitgeschnitten werden könnte, ist bedrohlich. Für viele 
Menschenrechtsverteidiger_innen weltweit ist das bereits 
Realität. Sie müssen nicht nur um ihre Privatsphäre fürch-
ten, sondern auch um ihre Freiheit und manchmal auch 
um ihr Leben. Denn Informationen, die digital abgegriffen 
wurden, werden verdreht und vor Gericht oder in Schmutz-
kampagnen gegen sie verwendet – eine perfide Methode, 
um kritische Stimmen zum Schweigen zu bringen. Amnes-
ty hat 2020 mit der Kampagne »Nie allein« EU-Staaten 
dazu aufgefordert, Exporte von Überwachungstechnologie 
zu kontrollieren. Denn oft ist es europäische und auch 
deutsche Technik, die in China, der Türkei oder Bahrain zu 
Menschenrechtsverletzungen beiträgt. Im Rahmen der 
Kampagne hat sich Amnesty außerdem für die Freilassung 
des Bloggers Ahmed Mansoor eingesetzt, der seit 2006 

VIELFÄLTIGE KAMPAGNEN UND AKTIONEN  
 

2020 hat sich Amnesty International in verschiedenen Kampagnen und Aktionen für Menschen  

und ihre Rechte eingesetzt: für eine menschenwürdige Asylpolitik und gegen Rassismus,  

für Menschenrechtsverteidiger_innen und gegen Exporte von Überwachungstechnologie. 

Aktion der Hochschulgruppe Würzburg gegen die Unterbringung von Geflüchteten in Lagern (31.Mai 2020).
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Abholzung, Bergbau sowie den Drogenanbau durch krimi-
nelle bewaffnete Gruppen in seiner Heimatregion einge-
setzt hatte. Im vergangenen Jahr sammelte Amnesty Inter-
national weltweit weiterhin Unterschriften für eine Peti-
tion, mit der die mexikanische Regierung aufgefordert 
wurde, den Mord an Carrillo aufzuklären und seine Ge-
meinde zu schützen. Mit Erfolg: Im Oktober 2020 kündig-
te der Gouverneur des mexikanischen Bundesstaates Chi-
huahua einen Bericht zur Ermordung Carrillos an.  

 
FLÜCHTLINGSLAGER MORIA 
Bilder aus Moria zeigten schon vor 2020 die menschenun-
würdigen Zustände in dem Flüchtlingslager auf der grie-
chischen Insel Lesbos. Während des Lockdowns wurde 
noch drastischer deutlich, wie unsicher und beengt die 
Menschen dort eingepfercht waren. Angesichts der Coro-
na-Pandemie rief Amnesty gemeinsam mit anderen Orga-
nisationen erneut dazu auf, das Lager zu evakuieren, um 
die Menschen dort nicht noch zusätzlich zu isolieren und 
gesundheitlichen Gefahren auszusetzen. Amnesty-Mitglie-
der brachten mit Demonstrationen ihre Solidarität mit den 
Menschen in Moria zum Ausdruck. Außerdem richtete Am-
nesty zusammen mit anderen Organisationen einen offe-
nen Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel. »Es braucht 
einen konzertierten europäischen Rettungsplan, die sofor-
tige Evakuierung der Flüchtlinge und die Aufnahme der 
Menschen in Deutschland und anderen europäischen 
Staaten. Jetzt!«, heißt es darin. Deutschland müsse sich 
während des EU-Ratsvorsitzes für einen Paradigmenwech-
sel in der europäischen Flüchtlingspolitik einsetzen, for-
derten die Unterzeichner_innen.

9

die Menschenrechtslage in den Vereinigten Arabischen 
Emiraten dokumentiert hatte und dafür zu zehn Jahren 
Haft verurteilt wurde.  

 
SOLIDARITÄT MIT MENSCHENRECHTSVERTEIDIGER_INNEN 
Weltweit riskieren Menschenrechtsverteidiger_innen ihre 
Sicherheit, ihre Freiheit oder sogar ihr Leben, indem sie 
sich für die Rechte anderer einsetzen. Amnesty stellt sich 
mit der Kampagne »Mut braucht Schutz« an ihre Seite 
und übt Druck auf die verantwortlichen Behörden und Re-
gierungen aus. 2020 setzte sich Amnesty weiterhin für die 
elf Menschenrechtsaktivist_innen in der Türkei ein, die 
seit Sommer 2017 ohne jegliche Beweise wegen Mitglied-
schaft in einer terroristischen Organisation angeklagt wa-
ren. Im Juli kam dann das schockierende Urteil: Das Ge-
richt sprach fünf der Angeklagten frei, verhängte aber 
mehrjährige Haftstrafen gegen den Ehrenvorsitzenden von 
Amnesty International in der Türkei Taner Kılıç, die ehe-
malige türkische Amnesty-Direktorin İdil Eser sowie zwei 
weitere Amnesty-Mitglieder. Es war das erste Mal, dass 
Amnesty-Aktivist_innen für ihre Menschenrechtsarbeit ver-
urteilt wurden. »Die Verurteilungen sind politisch moti-
viert, willkürlich und missachten jegliche rechtsstaat-
lichen Standards«, sagte der deutsche Amnesty-General-
sekretär Markus N. Beeko und forderte deutliche interna-
tionale Reaktionen, auch der Bundesregierung, auf den 
Tabubruch. 

Was internationaler Druck bewirken kann, zeigte sich 
im Fall des ermordeten mexikanischen Umwelt- und Land-
rechtsaktivisten Julián Carrillo. Er war 2018 von Unbe-
kannten erschossen worden, weil er sich öffentlich gegen 

Amnesty-Mitglieder auf der #unteilbar-Demonstration unter dem Motto #SoGehtSolidarisch in Berlin (14.Juni 2020).
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AUF ABSTAND UND DOCH ZUSAMMEN 
 

Amnesty International hat auch im Pandemie-Jahr 2020 viele kreative Aktionen  

auf die Beine gestellt – online und offline.

Gemeinsam aktiv werden trotz Ab-
standsregeln? Geht! Amnesty Interna-
tional hat 2020 gezeigt, dass der 
Kampf für die Menschenrechte in 
Ausnahmesituationen weitergehen 
kann – und muss: Denn globale Kri-
sen wie die Corona-Pandemie ver-
schärfen bestehende Ungleichheiten 
und treffen besonders verwundbare 
Teile der Gesellschaft mit voller 
Wucht. Amnesty-Mitglieder haben am 
30.Mai 2020 in verschiedenen Städ-
ten Deutschlands Mahnwachen und 
Demos veranstaltet, um die Evakuie-
rung des griechischen Flüchtlingsla-
gers Moria zu fordern und für eine hu-

mane Asylpolitik einzutreten. Im Juni 
beteiligte sich Amnesty an Demons -
trationen des Bündnisses #Unteilbar. 
Mehrere Tausend Menschen spannten 
in Berlin und weiteren Städten ein 
»Band der Solidarität« auf. Unter Ein-
haltung der Abstandsregeln machten 
sie deutlich, dass Menschenrechte 
weltweit der Maßstab für die Bewälti-
gung der Pandemie sein müssen. 
Außerdem forderten sie einen gesell-
schaftlichen Pakt gegen Rassismus, 
Antisemitismus und Angriffe von 
rechts. Auch der Winter und die stei-
genden Infektionszahlen brachten das 
Engagement der Amnesty-Mitglieder 

nicht zum Erliegen. Im Herbst starte-
ten ehren- und hauptamtliche Ex-
pert_innen Online-Workshops zu The-
men wie Menschenrechte und Corona 
oder Digitalisierung. Im Dezember or-
ganisierten Aktivist_innen mehr als 
100 Offline- und Online-Aktionen 
zum Briefmarathon. Mit einer kreati-
ven Idee brachte Amnesty zum Tag 
der Menschenrechte am 10.Dezem-
ber Licht in die dunkle Jahreszeit: 
Bundesweit machten Projektionen an 
Hauswänden auf das Schicksal von 
Menschenrechtsverteidiger_innen auf 
der ganzen Welt aufmerksam und 
 animierten zum Briefeschreiben.

Amnesty-Mitglied auf der #unteilbar-Demonstration unter dem Motto  
#SoGehtSolidarisch in Berlin (14.Juni 2020). Queeramnesty auf dem Global Pride Day in Hamburg (Juli 2020).
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Lichtprojektion zum Tag der Menschenrechte in Hanau (11.Dezember 2020).

Amnesty-Tour durch Deutschland (August 2020).

»Retten verboten!« – Amnesty-Aktion in Friedrichsdorf (26.September 2020).

Amnesty-Aktion gegen Rassismus in Konstanz (28.August 2020).
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Rassismus ist ein Angriff auf die 
Grundidee der Menschenrechte: die 
Freiheit und Gleichheit aller Men-
schen. Wie tödlich Rassismus ist, hat 
sich im vergangenen Jahr gezeigt: 
Neun Menschen ermordete der Atten-
täter von Hanau im Februar 2020. 
Und in den USA tötete ein Polizist 
den Schwarzen George Floyd. Diese 
Taten haben das Thema Rassismus 
wieder stark in den Blickpunkt der 
 Öffentlichkeit gerückt. Millionen Akti-
vist_innen kamen weltweit in Solida-
rität mit der »Black Lives Matter«-Be-
wegung, im Gedenken an die Opfer 
von Hanau und zu antirassistischen 
Kundgebungen zusammen. Auch Am-
nesty-Mitglieder unterstützten diese 
Demonstrationen bundesweit.  

Am 30.Oktober stellte Amnesty 
International gemeinsam mit der 
Stadt Hanau auf dem dortigen Frei-
heitsplatz eine überdimensionale All-
gemeine Erklärung der Menschen-
rechte auf – als Zeichen für gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und ge-
gen Rassismus und Gewalt. Das 2,60 
Meter hohe Buch ist begehbar, und 
man kann darin die 30 Artikel der All-
gemeinen Erklärung der Menschen-
rechte nachlesen. »Der Schutz vor 
rassistischer Gewalt ist ein Menschen-

recht und eine Aufgabe der inneren 
Sicherheit«, sagte der Generalsekretär 
von Amnesty in Deutschland Markus 
N. Beeko bei der Enthüllung der 
Skulptur in Hanau. »Hier bleiben Po-
lizei, Justiz und Sicherheitsbehörden 
gefragt, auch im kritischen Blick nach 
innen. Hanau, Halle, die Opfer des 
NSU, der Mord an Walter Lübcke, die 
vielen Opfer rassistischer Gewalt der 
vergangenen Jahre – sie nehmen uns 
alle in die Pflicht.« 

Rassismus äußert sich aber nicht 
nur in Form von Gewalttaten, sondern 
auch ganz subtil im Alltag. Amnesty 
möchte dazu beitragen, dass Betroffe-
ne gehört werden und Menschen ihr 
Denken, Sprechen und Handeln sowie 
eigene Privilegien hinterfragen. Akti-
vist_innen haben daher im Sommer 

viele verschiedene Veranstaltungen zu 
diesem Thema organisiert, zum Bei-
spiel ein Kulturfest in Ulm, einen Info-
stand mit Flashmob in Darmstadt, eine 
Malaktion in Ellwangen, eine Kundge-
bung in Ravensburg und einen Rund-
funkgottesdienst in Sankt Wendel.  

Pandemiebedingt fanden viele Ak-
tionen online statt, auch zum Interna-
tionalen Tag gegen Rassismus am 
21.März 2020. Amnesty stellte Mate-

rial zur Verfügung, das über die sozia-
len Medien geteilt oder ins Fenster 
gehängt werden konnte, um ein klares 
Zeichen gegen Rassismus zu setzen. 
Wer die Zeit zu Hause während des 
Lockdowns für antirassistische Weiter-
bildung nutzen wollte, konnte ein kos-
tenloses Aktionspaket bestellen 
(www.amnesty.de/bestelle-dein-kos-
tenloses-aktionspaket-gegen-ras-
sismus). Es ist immer noch erhältlich 
und umfasst u.a.  eine Broschüre, in 
der Betroffene von alltäglichem Ras-
sismus in Deutschland erzählen, Ar-
gumentationshilfen sowie Tipps, um 
auf rassistische Übergriffe zu reagie-
ren. So kann jed_r Einzelne Verant-
wortung übernehmen und gegen ras-
sistische Grundannahmen Stellung 
beziehen. 

AKTIV GEGEN RASSISMUS 
 

Von diskriminierenden Erfahrungen im Alltag bis hin zu schrecklichen Gewalttaten wie  

dem Attentat in Hanau – Rassismus ist leider für viele Menschen eine alltägliche Bedrohung.  

Mit zahlreichen Aktionen forderte Amnesty 2020 dazu auf, Rassismus persönlich zu nehmen.

Amnesty-Generalsekretär Markus N. Beeko (links) und Oberbürgermeister Claus Kaminsky enthüllten 
eine übergroße Ausgabe der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte in Hanau (30.Oktober 2020).

Amnesty-Aktion gegen Rassismus in Ellwangen 
(28.August 2020).
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Die Klimakrise ist auch eine Krise der Menschenrechte. 
Denn die Folgen des Klimawandels machen ein gesundes 
und sicheres Leben unmöglich. Naturkatastrophen töten 
Menschen oder vertreiben sie aus ihrer Heimat. Extreme 
Wetterbedingungen verknappen Nahrung und Trinkwasser 
und fördern die Ausbreitung von Krankheiten. Außerdem 
verstärkt der Klimawandel Ungleichheit, Diskriminierung 
und Ungerechtigkeit, denn seine Folgen treffen die Men-
schen besonders hart, die ohnehin schon benachteiligt 
sind. Aktivist_innen, die sich gegen den Klimawandel ein-
setzen, riskieren vielerorts ihre Freiheit und ihr Leben – 
vor allem dort, wo Grundrechte wie Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit nicht respektiert wer-
den.  

Klimaschutz bedeutet deshalb auch Men-
schenrechtsschutz. 2019 gründete Amnesty 
Deutschland die Themenkoordinationsgruppe 
»Klimakrise und Menschenrechte«, die sich 
den Verflechtungen dieser beiden wichtigen 
Themen widmet. 2020 schlossen sich Amnes-
ty-Mitglieder dem globalen Klimastreik an, zu 
dem die »Fridays for Future«-Bewegung aufge-
rufen hatte. Unter Einhaltung von Abstands- 
und Hygieneregeln gingen sie in Deutschland 
und weltweit für Klimagerechtigkeit auf die 
Straße und forderten Regierungen auf, Klima-
schutzmaßnahmen zu verstärken und auf sau-
bere Energie zu setzen. Gleichzeitig mahnten 
die Aktivist_innen, dass Klimaschutzmaßnah-
men nicht auf Kosten von Menschenrechten ge-
hen dürfen, sondern alle Menschen einschlie-
ßen müssen. 

Bei Straßenaktionen und mit einer Online-
Petition forderte Amnesty Schutz für die kolum-
bianische Umweltaktivistin Jani Silva, die ver-
folgt, von Unbekannten eingeschüchtert und 
mit dem Tode bedroht wird. Silva lebt in einer 
kleinbäuerlichen Gemeinde in der Amazonasre-
gion, die für ihre einmalige Biodiversität be-
kannt ist. Seit 2006 haben Erdölunternehmen 
die Erlaubnis, dort zu arbeiten. Seither gab es 
mindestens zwei Öllecks, die Wasserquellen 
vergifteten, von denen die örtliche Bevölkerung 

abhängig ist. 2008 gründete Jani Silva eine Organisation, 
um das Reservat »La Perla Amazónica« zu schützen. 

Wie sie setzen sich viele Menschenrechtsverteidiger_in-
nen weltweit für ihre Rechte und ihre Umwelt ein. Weil ihr 
Engagement so extrem gefährlich ist, macht Amnesty auf 
ihr Schicksal aufmerksam und fordert Regierungen auf, 
sie zu schützen, Straftaten gegen sie aufzuklären und die 
Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Der globale 
Kampf gegen die Klimakrise ist eines der wichtigsten The-
men des 21. Jahrhunderts. Amnesty steht solidarisch an 
der Seite derer, die ihn an vorderster Front führen.

KLIMASCHUTZ IST 
MENSCHENRECHTSSCHUTZ 
 

Die Erderwärmung hat bereits jetzt verheerende Auswirkungen auf die Menschenrechte.  

Amnesty setzt sich dafür ein, dass der Klimawandel aufgehalten wird und die Menschen  

geschützt werden, die sich an vorderster Front für Klimagerechtigkeit engagieren.

Amnesty beim Klimastreik in Hannover (25.September 2020).
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Hier ein Klick, da ein Like – alles ganz einfach von unter-
wegs. Beim Warten auf den Bus schnell noch eine Nach-
richt schreiben oder eine E-Mail lesen. Nur wenige küm-
mern sich darum, wie die kleinen High-Tech-Geräte in un-
serer Hosentasche eigentlich genau funktionieren. Sind 
wir überhaupt die einzigen, die Zugriff auf unser Handy 
haben? Was ist, wenn Fremde auf Kamera, GPS oder 
Mikrofon zugreifen und private Nachrichten mitlesen?  

Da gibt es beispielsweise den Fall von Bui Thanh Hieu. 
Der Vietnamese lebt in Deutschland und bloggt unter dem 
Pseudonym Nguoi Buon Gio kritisch über die Regierung in 
Hanoi. Irgendwann erhielt er eine Mail. Sie wirkte, als 
stamme sie vom Veranstalter einer Konferenz, an der er 
teilnehmen wollte. Als Bui Thanh Hieu die Mail anklickte, 
lud er sich Spähsoftware auf sein Handy, mit dem sich die 
Angreifer_innen heimlich Zugriff verschafften. 

Etienne Maynier hat die Spyware auf dem Handy des 
vietnamesischen Bloggers entdeckt. Der Franzose ist für 
das Amnesty Security Lab tätig, das 2019 in Berlin einge-
richtet wurde. »Wir haben bei Amnesty-Tech zwei Haupt-
bereiche«, erklärt Maynier. »Ein Teil von uns wertet Videos, 
Fotos und andere Daten aus, um Menschenrechtsverlet-
zungen nachzuweisen.« So veröffentlichte Amnesty im No-
vember 2020 einen Bericht darüber, wie die iranische Re-

gierung ein Jahr zuvor das Internet abgeschaltet hatte, um 
zu vertuschen, dass bei der Niederschlagung von Protes-
ten mindestens 300 Menschen getötet wurden. 

Etienne Mayniers Arbeit besteht jedoch darin, Späh -
angriffe auf Menschenrechtsaktivist_innen aufzudecken. 
»Wir haben auf dem Handy von Bui Thanh Hieu eine Mail 
von einer Gruppe namens Ocean Lotus gefunden«, sagt er. 
»Wir können nicht beweisen, dass die vietnamesische 
 Regierung hinter den Angriffen steckt, aber wir sind uns 
ziemlich sicher.«  

Ein anderer Fall ist der des preisgekrönten marokkani-
schen Journalisten Omar Radi. Der Regierungskritiker 
wandte sich an die Spezialist_innen von Amnesty Interna-
tional, als er bemerkte, dass vertrauliche Informationen 
an die Öffentlichkeit gelangten, wie zum Beispiel seine 
Kontoauszüge und sensible Gesprächsinhalte. Etienne 
Maynier und sein Team fanden Spuren von Pegasus, einer 
Software, mit der sich das Handy praktisch fernsteuern 
lässt. 

»Im Fall von Ocean Lotus fiel sofort auf, dass vietna-
mesische Staatsbürger angegriffen wurden. Daher gab es 
einen schweren Anfangsverdacht, den wir zu beweisen ver-
suchen. Bei Omar Radi war es etwas anders. Das italieni-
sche Spähunternehmen Hacking-Team wurde selbst Opfer 
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DER SPION IN DER HOSENTASCHE 
 

Überwachungstechnologie aus Europa gefährdet Menschenrechtsverteidiger_innen in aller Welt.  

Das Amnesty Security Lab versucht, ihnen zu helfen. 

Der Journalist Omar Radi im März 2019 in Casablanca, Marokko.
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dem die ersten Vorschläge von EU-Kommission und EU-
Parlament Hoffnungen weckten, ist die tatsächliche Bilanz 
der Dual-Use-Reform eher durchwachsen«, urteilt Rohr-
bach. Mit der Kampagne »Nie Allein« hat Amnesty an das 
Bundeswirtschaftsministerium appelliert, damit Software-
Exporte, die Menschenrechtsverteidiger_innen in große 
Gefahr bringen können, besser kontrolliert werden. »Es 
gibt jetzt tatsächlich ein paar greifbare Verbesserungen, 
aber weiterhin stehen viele Produkte, die zu Menschen-
rechtsverletzungen führen können, nicht auf den Listen«, 
zeigt sich Rohrbach enttäuscht. 

Auch Etienne Maynier fordert: »Wir brauchen klare 
Rahmenbedingungen. Das Internet wurde nicht mit dem 
Ziel erfunden, besonders sicher zu sein. Daher müssen die 
Regeln nun immer weiter nachjustiert werden.« Und die 
User selber? Worauf sollten sie seiner Meinung nach ach-
ten? »Dass Daten gesammelt werden, ist ja bekannt. Die 
Geschäftsmodelle von Google, Facebook oder Amazon sind 
grundsätzlich kaum mit den Menschenrechten kompati-
bel. Allerdings steht bei ihnen die Werbung im Vorder-
grund. Letztendlich muss jede Person selber wissen, wie-
viel ihr ihre Privatsphäre wert ist.« 

Wirklich skeptisch sollten User aber werden, wenn sie 
Nachrichten erhalten, die sie dazu auffordern, bestimmte 
Dinge zu tun: »Bei Nachrichten, die Angst erzeugen, ist 
auf jeden Fall Vorsicht geboten. Wenn mir jemand 
schreibt, vielleicht sogar ein Freund, den ich gut kenne, 
dass ich unbedingt auf diese oder jene Seite klicken soll. 
Oder wenn mir suggeriert wird, dass ich gehackt wurde, 
und ich nun unbedingt eine ganz bestimmte Webseite 
 besuchen soll, dann sind das Warnsignale, die auf einen 
gezielten Angriff hinweisen können.«

eines Hacks, und die Daten verrieten, dass die marokkani-
sche Regierung mit dem Unternehmen zusammenarbeite-
te. Die gefundene Pegasus-Software stammt jedoch aus 
Israel.« 

Marokko, Vietnam, Israel – das klingt zunächst nach 
 einer weit entfernten Bedrohung. Es sind jedoch zahl -
reiche europäische Unternehmen, die autoritären Regimes 
rund um den Globus die Überwachung unliebsamer Per -
sonen ermöglichen. Da ist zum Beispiel das schwedische 
Unternehmen Axis Communications, das hochauflösende 
Netzwerkkameras zur Videoüberwachung an Chinas Si-
cherheitsbehörden verkauft hat. Die Firma Idemia aus 
Frankreich lieferte modernste Gesichtserkennungstechno-
logie nach Shanghai. Und der Staatstrojaner Finspy des 
Münchner Unternehmens Finfisher wurde nicht nur von 
deutschen Behörden erworben, er wurde auch schon in 
Ägypten, Äthiopien, Bahrain, Marokko, Nigeria und den 
Vereinigten Arabischen Emiraten nachgewiesen.  

Dass der Export von Spionagesoftware überhaupt 
 erlaubt ist, liegt an zahlreichen Gesetzeslücken und 
 Grauzonen, sagt Lena Rohrbach, Fachreferentin bei Am-
nesty International Deutschland. »Produkte, die sowohl 
militärisch als auch zivil genutzt werden können, werden 
als ›Dual-Use-Güter‹ bezeichnet. Chemikalien gehören 
dazu, aber auch bestimmte Elektronik oder Maschinen. 
Die EU führt Listen mit Dual-Use-Gütern, deren Export 
 genehmigungspflichtig ist. Auf diesen Listen stehen aber 
nur wenige Überwachungstechnologien. Biometrische 
 Gesichtsüberwachung wird zum Beispiel nicht aufge-
führt.«  

Erst im November einigten sich die EU-Staaten auf 
neue Exportkontrollen solcher Güter. Allerdings: »Nach-

Ze
ic

hn
un

g:
 D

oa
n 

Tr
ou

ng
/A

m
ne

st
y 



Sektion zum Internet und betreut die 
diversen Social-Media-Kanäle sowie 
den Amnesty-Newsletter. Kein Tag 
ohne Output: Sechs Webartikel, Jour-
nal-Beiträge und Pressemitteilungen 
veröffentlicht die Onlineredaktion im 
Wochendurchschnitt. Hinzu kommen 
mindestens 100 Social-Media-Pos-
tings auf Twitter, Instagram und Face-
book. Während des Briefmarathons 
können es aber auch mal 150 wer-
den. Alle Veröffentlichungen folgen 
einer abgestimmten Kommunikations-
strategie, um auf wichtige Themen 
schnell reagieren zu können.  

Das Online-Team muss die Social-
Media-Kanäle im Blick behalten und 
dafür sorgen, dass Anfragen, Be-
schwerden oder Hilferufe beantwortet 
werden. Bei insgesamt mehr als 
452.000 Personen, die Amnesty auf 
Instagram, Twitter und Facebook fol-
gen, keine leichte Aufgabe. Denn 
auch das konsequente Vorgehen ge-

Ein blaues Amnesty-Logo, leicht ver-
pixelt, keine Fotos und vier Menü-
punkte: Aktionen, Brennpunkt, Infos, 
Suchen. Schlicht und übersichtlich 
sah die deutschsprachige Amnesty-
Website im Jahr 1997 aus. Wer will, 
kann sich das ehrenamtliche Gemein-
schaftsprojekt der Amnesty-Sektionen 
aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz auch heute noch mithilfe der 
Non-Profit-Plattform »Wayback Ma-
chine« anschauen.  

Im Jahr 2020 ist die deutsche Am-
nesty-Website weitaus komplexer, die 
Arbeitsabläufe sind vielfältiger und die 
Menschen, die sich darum kümmern, 
zahlreicher. Der technologische Fort-
schritt hat die Arbeit von Amnesty ver-
ändert, der Einsatz für den Einzelfall 
ist geblieben. »Unser Blick gilt immer 
dem aktuellen Geschehen und den 
Menschen, die unsere Hilfe benöti-
gen«, sagt Jarek Godlewski, Fachrefe-
rent im Team Onlineredaktion, Digital 
& Social Media. Zusammen mit zwei 
weiteren Referenten und zwei Werkstu-
dentinnen gehört er zum Kernteam der 
Onlineredaktion. Unterstützung erhal-
ten sie von externen Mitarbeiter_innen 
– denn zu tun gibt es immer etwas. 

Ob Online-Aktionen, Kampagnen, 
Berichte oder Interviews: Die Online-
redaktion bildet die Schnittstelle der 
Aktivitäten der deutschen Amnesty-
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gen Hate Speech gehört zum Aufga-
benbereich. 

Doch die Mühe lohnt sich, denn 
Online-Aktionen motivieren immer 
wieder viele Unterstützer_innen, sich 
für Menschenrechte einzusetzen. Wie 
zum Beispiel im Fall der saudi-arabi-
schen Frauenrechtlerin Loujain al-
Hathloul. Nach mehr als 1.000 Tagen 
im Gefängnis wurde sie im Februar 
2021 endlich aus der Haft entlassen. 
Zuvor hatten Amnesty-Unterstüt -
zer_in nen im Rahmen zahlreicher On-
line-Aktionen und der Amnesty-Kam-
pagne »Mut braucht Schutz« ihre 
Freilassung gefordert. 

Die Digitalisierung verändert die 
Menschenrechtsarbeit von Amnesty 
und auch die Möglichkeiten, wie sich 
Unterstützer_innen für die Menschen-
rechte engagieren können. Diese Ent-
wicklung im Sinne von Amnesty zu 
gestalten und einzusetzen – dafür 
sorgt die Onlineredaktion. 

DIE DIGITAL-PROFIS BEI AMNESTY 
 

Die Onlineredaktion koordiniert einen Großteil der Internet-Aktivitäten der deutschen  

Amnesty-Sektion. Das Team tüftelt außerdem an neuen Möglichkeiten, damit sich  

Unterstützer_innen auf digitalem Weg für die Menschenrechte einsetzen können.  

Ein Anliegen, das durch die Corona-Pandemie noch wichtiger geworden ist. 

Die Online-Redaktion im Homeoffice: Daniel Kreuz, Clara Sölch, Parastu Sherafatian,  
Matthias Wahsner und Jarek Godlewski.
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Es kommt nicht oft vor, dass Amnesty 

International in die Botschaft eines 

autoritären Staats eingeladen wird. 

Doch genau dies ist Ihnen passiert. 

Wie kam es dazu? Als nach der Präsi-
dentschaftswahl in Belarus im Som-
mer 2020 Massenproteste ausbra-
chen, reagierte der Sicherheitsapparat 
mit brutaler Gewalt. Wir riefen Am-
nesty-Mitglieder dazu auf, gegen die-
ses Unrecht zu protestieren. Men-
schen aus ganz Deutschland schick-
ten uns Selfies, auf denen sie Protest-
schilder in die Kamera hielten. Wir 
machten daraus eine Collage und 
fragten bei der Botschaft an, ob wir 
sie persönlich übergeben können.  

Und das klappte? Ja, wir waren 
selbst überrascht. Der Botschafter hat 
uns persönlich empfangen. Gleich zu 
Beginn des Gesprächs erzählte er, 
dass er fast täglich Protestschreiben 
von Amnesty-Unterstützer_innen auf 
dem Schreibtisch hat. Rund eine 
Stunde konnten wir mit ihm über die 
Menschenrechtsverletzungen in Bela-
rus sprechen. Natürlich waren wir 
unterschiedlicher Meinung, aber es 
ist positiv, dass wir unsere Forderun-
gen deutlich machen konnten.  

Belarus erlebte 2020 die größten 

Proteste seit dem Ende der Sowjet -

union. Auch in der Vergangenheit gab 
es Proteste gegen Wahlfälschungen. 
Doch dieses Mal gingen Menschen 
aus allen Bevölkerungsschichten im 
ganzen Land auf die Straße. Sie ha-
ben sich jahrzehntelang vieles gefal-
len gelassen. Aber jetzt hat es ihnen 
gereicht. Sie werden auch nicht mehr 
aufhören, zu protestieren.  

Doch gehen inzwischen deutlich 

weniger Menschen auf die Straße. Ja, 

die Menschen treffen sich nun eher 
in Hinterhöfen, was nicht minder 
 gefährlich ist. Seit dem Beginn der 
Proteste haben die Sicherheitskräfte 
mindestens 27.000 Menschen inhaf-
tiert, vier Demonstrierende wurden 
getötet. Wer festgenommen wird, 
muss mit dem Schlimmsten rechnen. 
Im Gefängnis werden Menschen ver-
prügelt, müssen stundenlang in 
schmerzhaften Positionen verharren 
oder werden mit Schlafentzug gefol-
tert. Wir konnten Anfang dieses Jah-
res mit der LGBTI-Aktivistin Victoria 
Biran sprechen, die selbst in Haft 
war. Ihre Schilderungen waren scho-
ckierend.  

Wie hat sich die Corona-Krise auf 

die Stimmung in Belarus ausgewirkt? 

Sie hat den Unmut gegen die Regie-

rung weiter verstärkt. Als die Pande-
mie in Belarus ausbrach, nahm 
Staatspräsident Lukaschenko sie 
überhaupt nicht ernst. Er empfahl als 
Gegenmaßnahmen, Wodka zu trinken, 
in die Sauna zu gehen und Traktor zu 
fahren. Und er machte sich über die-
jenigen lustig, die an Corona gestor-
ben waren. Auch das brachte die 
Menschen gegen ihn auf.  

Auch für Ihre menschenrechtliche 

Arbeit hatte die Corona-Krise Konse-

quenzen. Sie konnten ausgerechnet 

im Protestjahr 2020 nicht nach Bela-

rus einreisen. Ja, darüber waren wir 
sehr traurig. Es ist für uns wichtig, re-
gelmäßig das Land zu besuchen, um 
unsere Kontakte zu pflegen. Wir hof-
fen, dass wir unsere Reise in diesem 
Jahr nachholen können.

»DIE PROTESTE  
WERDEN NICHT AUFHÖREN« 
 

Die Rechtsanwältin Jovanka Worner engagiert sich seit mehr als zehn Jahren  

in einer Amnesty-Koordinationsgruppe für die Menschenrechte in Belarus.  

Ausgerechnet im Pandemie-Jahr 2020 gingen in dem Land Hunderttausende auf die Straße. 

Ungewöhnlicher Besuch: Jovanka Worner und Amnesty-Generalsekretär Markus N. Beeko vor der 
 belarussischen Botschaft in Berlin (10.September 2020).
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Mitten in der Corona-Pandemie rüttelte ein Video die Welt 
auf. Es zeigte die letzten Sekunden im Leben von George 
Floyd, der einen Polizisten, der auf seinem Hals kniet, an-
flehte, ihn atmen zu lassen. Weltweit gingen daraufhin die 
Menschen auf die Straße, um gegen Rassismus und Poli-
zeigewalt zu demonstrieren – auch in Deutschland.  

»Dieser tragische Tod hat unsere Arbeit weit mehr be-
einflusst, als alles andere zuvor«, sagt Thomas Müller, 
Sprecher der Amnesty-Themenkoordinationsgruppe Polizei 
und Menschenrechte. »Die ‚Black Lives Matter‘-Bewegung 
hat uns wie eine Welle erwischt.« Mit »uns« meint Müller 
seine elf Mitstreiter_innen in der Gruppe: »Im Zuge der 
Demos haben sich viele Interessierte bei uns gemeldet.« 
Künftig könnte die Gruppe fast doppelt so groß werden.  

Der pensionierte Polizeibeamte hat in seiner 40-jähri-
gen Dienstzeit viel erlebt. Nach 18 Jahren Streifendienst 
in Bremen studierte er Kriminologie und wechselte zur 
Kripo. Er kennt die schönen und weniger schönen Seiten 
des Berufes. Er weiß auch, was gemeint ist, wenn von 
»Korpsgeist« bei der Polizei die Rede ist.  

»Knapp ein Drittel der Gruppenmitglieder hat tatsäch-
lich Polizeibezug, der Rest hat keinen. Das hilft uns, ei-
nen Tunnelblick zu vermeiden.« Etwa zwei Mal im Jahr 
trifft sich die Gruppe. Corona-bedingt gibt es derzeit aller-
dings nur regelmäßige Online-Meetings.  

»Über meine Arbeit als Integrationsbeauftragter in Bre-
men bin ich 2010 zu Amnesty gestoßen«, erklärt Müller. 
Die ersten Jahre habe er seine Mitgliedschaft noch geheim 
gehalten, um nicht als Nestbeschmutzer zu gelten. »Es 
gab schon ein paar, die mich für einen Verräter hielten.« 
Seine Vorgesetzten hingegen hätten ihn immer unter-
stützt. 

Hat denn die deutsche Polizei wirklich ein Rassismus-
problem? »Ich würde sagen, die inneren Strukturen der 
Polizei sind nicht per se rassistisch. Sie verhindern Ras-
sismus aber auch nicht. Und daran müssen wir arbeiten. 
Als Polizist ist es wichtig, den eigenen Vorurteilen zu 
miss trauen.«  

In den elf Jahren Amnesty-Arbeit habe sich viel getan, 
versichert Müller. »Wir sind damals in Bremen regelrecht 

ausgelacht worden. Aber im 
neuen Bremer Polizeigesetz 
sind inzwischen sehr viele 
unserer Forderungen be-
rücksichtigt. Auch in Nord -
rhein-Westfalen haben wir 
viel bewirkt. Das waren di-
cke Bretter, die wir da ge-
bohrt haben.«  

Trotzdem gibt es noch 
viel zu tun: »Polizisten ler-
nen von Polizisten, die von 
Polizisten gelernt haben. 
Daher müssen die Ausbilder 
besser geschult werden. Es 
gibt auch noch keinen wirk-
lichen Schutz von Whistle-
blowern. Das muss sich än-
dern.« Und Müllers Zu-
kunftswunsch? »In gutem 
Austausch bleiben. Man 
muss die Polizei ernst neh-
men, und das tun wir.« 

18 AMNESTY INTERNATIONAL | RECHENSCHAFTSBERICHT 2020

Polizeieinsatz bei Protesten gegen die Verschärfung der Abtreibungsgesetze in Polen, Warschau (29.Januar 2021).
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LERNEN, DEN EIGENEN  
VORURTEILEN ZU MISSTRAUEN 
 

Thomas Müller ist pensionierter Polizeibeamter und Sprecher  

der Themenkoordinationsgruppe Polizei und Menschenrechte.  

Im Gespräch erzählt er, warum er sich bei Amnesty engagiert. 



Doch je länger die Corona-Krise 
andauerte, desto mehr wurde spürbar, 
dass Videokonferenzen und Online-
Aktionen echte Begegnungen nicht er-
setzen können. »Wenn alles nur noch 
digital stattfindet, fehlt einfach viel«, 
sagt Alena Dietl. »Der lockere Aus-
tausch beim Mittagessen, das infor-
melle Gespräch in der Pause und die 
Blicke der anderen, die so wichtig 
sind, um Emotionen zu deuten.« Eines 
ist 2020 klar geworden: Der Kampf 
für eine gerechtere Welt ist in Zeiten 
von Abstand halten und Kontaktbe-
schränkungen keine leichte Sache. 
Denn menschenrechtlicher Aktivismus 
will soziale Distanz überwinden.
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Abstand halten? Hände waschen? 
Abends mit den Großeltern chatten? 
Im Flüchtlingslager Moria auf der 
griechischen Insel Lesbos war daran 
2020 nicht zu denken. »Natürlich hat 
uns die Pandemie auch in Deutsch-
land hart getroffen«, sagt Alena Dietl, 
Sprecherin der Jugendvertretung von 
Amnesty. »Sie darf aber keine Ausre-
de sein, sich nur noch mit sich selbst 
zu beschäftigen und die Augen davor 
zu verschließen, was an Europas 
Außengrenzen passiert.«  

Für die Amnesty-Jugend war es da-
her wichtig, gerade in Zeiten der Pan-
demie auf die Brutalität der europäi-
schen Asylpolitik aufmerksam zu ma-
chen. Moria ist längst zu deren Sinn-
bild geworden: Das Flüchtlingslager 
war ursprünglich für 2.800 Menschen 
ausgelegt, Anfang 2020 lebten dort 
jedoch etwa 20.000 Geflüchtete – 
also mehr als sieben Mal so viele. 
Nahrung war knapp, wer sich die 
Hände waschen wollte, musste 
Schlange stehen, ständig fehlte Seife. 
Für das gesamte Lager gab es offiziell 
nur zwei Ärzte. Im Oktober machte 
ein Großbrand mehr als die Hälfte der 
Geflüchteten obdachlos. 

Als im Mai der erste Lockdown in 
Deutschland endete, organisierte die 
Amnesty-Jugend Demos in zehn deut-
schen Städten, um ihre Solidarität 
mit den Geflüchteten auszudrücken. 
»Ich war auf der Kundgebung in Göt-
tingen«, sagt Alena Dietl. »Rund 100 
Menschen demonstrierten mit uns. Es 
war eine sehr verrückte Situation, weil 
zwei Straßen weiter eine riesige Pro-
testkundgebung von Corona-
Leugner_innen stattfand.«  

Die jungen Aktivist_innen forder-
ten alle europäischen Staaten auf, die 
Geflüchteten aus Moria und anderen 
Massenlagern zu evakuieren. »Obwohl 

das Thema traurig und furchtbar ist, 
hat uns die Kundgebung auch Kraft 
gegeben«, so Alena Dietl. »Wir haben 
nach den langen Wochen des Lock-
downs und Isoliert-Seins endlich wie-
der gespürt: Wir können etwas be-
wegen, wir sind lebendig.« 

Ansonsten spielte sich auch für 
die Jugend- und Hochschulgruppen 
das meiste im digitalen Raum ab. So 
machten sie beispielsweise bei der 
Jugendaktionswoche kurz vor Pfings -
ten mit Online-Diskussionen, digitalen 
Vorträgen und einer Social-Media-
Kampagne auf die digitale Überwa-
chung von Menschenrechtsverteidi-
ger_innen aufmerksam.  
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»CORONA DARF KEINE AUSREDE SEIN« 
 

Politischer Aktivismus in Zeiten der Pandemie ist nicht einfach.  

Doch für die Amnesty-Jugend war es im Corona-Jahr 2020 wichtiger denn je,  

lautstarken Protest zu organisieren. 

Jugendsprecherin Alena Dietl bei einer Kundgebung in Göttingen (30.Mai 2020). 
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Unter dem Titel »Amazon muss lie-

fern!« organisierte die Kogruppe im 

November 2020 ihre erste Aktion. 

Um was ging es? Seit Ausbruch der 
Corona-Pandemie ist Amazon weltweit 
der am meisten genutzte Online-Ver-
sandhändler. Das Unternehmen profi-
tiert enorm von der Krise: Neben Kon-
sumartikeln liefert Amazon auch le-
benswichtige Güter, zum Beispiel me-
dizinische Ausstattung an Kranken-
häuser oder Gesundheitsbehörden. 
Die Beschäftigten bekommen davon 
allerdings wenig ab. Sie werden un-
menschlich behandelt, es wird zu we-
nig für ihre Gesundheit und Sicher-
heit getan, die Zusammenarbeit mit 
Gewerkschaften wird behindert – des-
wegen starteten wir die Protestaktion. 

Wie entstand die Idee, eine neue 

Kogruppe zu gründen? Es gab in der 
Vergangenheit bereits zeitweise Ko-
gruppen, die sich für verfolgte Ge-
werkschafter_innen und das Recht 
auf menschenwürdige Arbeit einsetz-
ten. Von Seiten des Amnesty-Sekreta-
riats bestand der Wunsch, diese Ar-
beit wieder aufzunehmen. Hinzu kam, 
dass die Gewerkschaft IG Metall bei 
Amnesty angefragt hatte, ob eine dau-
erhafte Kooperation möglich sei. Mit 
rund 2,2 Millionen Mitgliedern ist die 
IG Metall die größte Einzelgewerk-
schaft der Welt. Wenn sich nur ein 
kleiner Teil von ihnen regelmäßig an 
Amnesty-Aktionen beteiligt, ist das 
ein starkes Zeichen für die Menschen-
rechte. 

Wer engagiert sich bei euch? Die 
Kogruppe besteht derzeit aus vier Per-
sonen, die sich schon lange ehren-
amtlich oder hauptamtlich bei Am-

nesty engagieren. Wir leben in Mainz, 
Frankfurt, Berlin und Hannover und 
haben alle einen Bezug zu Gewerk-
schaften: Nach meinen zwölf Jahren 
in der Kampagnen-Abteilung von Am-
nesty bin ich seit einigen Jahren beim 
DGB-Bundesvorstand tätig. Claudia 
Hülsken arbeitet in der IG Metall-Ge-
schäftsstelle in Mainz. Lisa Anke ist 
Stipendiatin der gewerkschaftsnahen 
Hans-Böckler-Stiftung. Und Thomas 
Müßel, der auch im ehrenamtlichen 
Amnesty-Vorstand aktiv ist, arbeitet 
als Betriebsrat in einem großen Klini-
kum. Gewerkschaftsarbeit verbindet 
uns – das passt super. 

Wie beeinflusst die Corona-Pande-

mie eure Arbeit? Wir konnten uns 
noch nicht alle persönlich kennenler-
nen, tauschen uns aber per Videokon-
ferenz, E-Mail und Signal regelmäßig 
aus. Aufgrund der Corona-Pandemie 
setzen wir uns nun auch verstärkt für 
sogenannte »frontline workers« ein. 

Das sind Beschäftigte in Krankenhäu-
sern, in Pflegeeinrichtungen, aber 
auch in Schulen, Kitas, Supermärkten 
und Online-Versandzentren, deren 
 Risiko, sich am Arbeitsplatz mit dem 
Virus zu infizieren, höher ist als für 
andere. 

Welchen Themen werdet ihr euch 

zukünftig widmen? Wir werden uns 
weiter für verfolgte oder inhaftierte 
Gewerkschafter_innen einsetzen. Ein 
wichtiges Thema wird die Fußball-
Weltmeisterschaft 2022 in Katar sein, 
auf das wir zusammen mit der Län-
der-Kogruppe aufmerksam machen 
wollen. In Katar leben rund zwei Milli-
onen Arbeitsmigrant_innen aus Bang-
ladesch, Nepal oder Indien. Sie müs-
sen endlich wirksam vor Ausbeutung 
geschützt werden. Die WM bietet die 
einmalige Chance, ihre Situation in 
das Licht der Öffentlichkeit zu rücken 
und die Verantwortlichen zum Han-
deln zu bewegen. 

Annette Hartmetz, Sprecherin der Themenkoordinationsgruppe Gewerkschaften, im November 2020.

Fo
to

: S
ve

n 
Lü

de
rs

»GEWERKSCHAFTSARBEIT  
VERBINDET UNS« 
 

Schutz für Gewerkschafter_innen, faire Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer_innen:  

Seit Anfang 2020 setzt sich die neue Themenkoordinationsgruppe Gewerkschaften  

für diese wichtigen Anliegen ein. Sprecherin Annette Hartmetz berichtet über  

Schwerpunkte und Herausforderungen der Kogruppen-Arbeit in Zeiten von Corona. 



glichen. Wir haben deutlich mehr Mails verschickt und mit 
Online-Fundraising begonnen. Auf der Großspenderseite 
lief es auch gut. Digital war es manchmal sogar einfacher, 
sich mit jemand zu einem Gespräch zu verabreden. Aller-
dings dürfen wir nicht vergessen, dass wirtschaftliche Aus-
wirkungen nach Krisen zeitverzögert einsetzen. Deswegen 
müssen wir uns auch weiter bemühen, diese auszuglei-
chen.  

Was habt ihr von Amnesty-Sektionen weltweit gehört? 

Wie in so vielen Lebensbereichen waren wir in Deutsch-
land privilegiert. Bei uns hat sich ein ganzes Team um die 
IT gekümmert, während kleinere Sektionen auf sich ge-
stellt waren. Am Anfang des Ausbruchs berichteten Italien 
und Spanien von dramatischen Situationen. Es gab Sek-
tionen mit hohen Ansteckungsraten und Todesfällen von 
Familienmitgliedern. Im Moment geht es allen relativ gut, 
aber ich denke, es wäre noch mehr Solidarität und noch 
mehr Arbeitsteilung möglich gewesen.

21

Du hast eine Ausbildung als Krisenmanagerin. Welche 

Lehren konntest du 2020 anwenden? Das Wichtigste in 
der Krise ist Kommunikation, auf die Menschen einzuge-
hen. Obwohl wir alle überwiegend im Homeoffice waren, 
habe ich erstaunlicherweise deutlich mehr mit allen gere-
det. Am Anfang ist das sehr aufwändig, doch schon bald 
hat sich auch bei uns das »neue Normal« eingestellt. Füh-
ren in der Krise heißt eben auch, die anfängliche Panik in 
einen Zustand zu überführen, in dem sich alle sicher füh-
len.  

Welche konkreten Maßnahmen wurden ergriffen? Inner-
halb von zwei Wochen hatten wir fast alle Laptops, waren 
zu Hause und haben unsere Produktivität wieder voll auf-
genommen. Wir haben die Rahmenarbeitszeit aufgehoben, 
damit diejenigen, die Kinder oder ältere Menschen betreu-
en, sich frei aussuchen können, wann sie arbeiten. Das 
birgt natürlich die Gefahr, dass man ständig auf Abruf ist. 
Da hilft nur ganz viel Kommunikation. Wir haben eine 
weitreichende Krisenkommunikations-
seite aufgebaut, wo alles rund um Co-
vid-19 steht, sowohl zur Arbeitsorgani-
sation als auch zur emotionalen Unter-
stützung. Ich habe die Führungskräfte 
gebeten, in ihren Teams immer darauf 
zu achten, wie es den Menschen geht 
und aktiv nachzufragen. 

Es gab eine rasante Weiterentwick-

lung digitaler Arbeit. Darüber bin ich 
sehr froh, weil ich sowieso der Meinung 
war, dass viel mehr Arbeit außerhalb 
des Büros erledigt werden kann. Ich 
hätte das gerne sanft umgesetzt, aber 
so kam es eben auf einen Schlag. Wir 
nutzen digitale Plattformen und Chats 
jetzt viel intensiver und haben unser ei-
genes Programm für Videokonferenzen. 
Wir haben bewiesen, dass Menschen 
von zu Hause aus genauso erfolgreich 
arbeiten wie im Büro.  

Die Digitalisierung hat also gut ge-

tan? Ja, wir haben zum Beispiel fast das 
gesamte Fundraising auf der Straße 
durch andere Spendenaktionen ausge-

»DA HILFT NUR  
GANZ VIEL KOMMUNIKATION« 
 

Lanna Idriss ist Geschäftsführerin der deutschen Amnesty-Sektion.  

Sie berichtet, wie sich die Arbeit von Amnesty während der Corona-Pandemie  

verändert und auf welche Bereiche sich die Krise positiv ausgewirkt hat.

Wir bleiben dran – auch im Homeoffice. Ein Teil der Mitarbeiter_innen im Sekretariat der deutschen 
Sektion bei einem der zahllosen Meetings.
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Bis September 2020 war die Arbeit von Amnesty Interna-
tional Indien in vollem Gange: Die Organisation dokumen-
tierte Polizeigewalt bei Unruhen in Neu-Delhi, engagierte 
sich für bedrohte Menschenrechtsverteidiger_innen, setzte 
sich gegen Menschenrechtsverletzungen im Bundesstaat 
Jammu und Kaschmir ein und prangerte geschlechtsspezi-
fische Gewalt an. 

Doch von einem Moment auf den nächsten ging nichts 
mehr, denn eine dem Finanzministerium unterstellte Be-
hörde fror die Bankkonten der Organisation ein. Alle Mitar-
beiter_innen verloren ihre Jobs, auch letzte Gehaltszahlun-
gen und Abfindungen waren nicht mehr möglich.  

»Die Regierung zwingt uns, unsere wichtige Menschen-
rechtsarbeit in Indien vorerst einzustellen«, sagte Julie 
Verhaar, damalige Internationale Generalsekretärin von 
Amnesty International. »Wir werden jedoch entschlossen 
daran arbeiten, auch in den kommenden Jahren unsere 
Aufgabe in der Menschenrechtsbewegung in Indien wahr-
nehmen zu können.«  

Amnesty ist in dem Land bereits seit Jahren behörd-
lichen Repressionen ausgesetzt: Im Oktober 2018 waren 
die Büros der Organisation durchsucht worden. Man habe 
sie wie Kriminelle behandelt, berichteten die Kolleg_innen. 
Im Anschluss an die Razzia waren die Bankkonten erstmals 

eingefroren worden, was zu Entlassungen führte. 
Nur unter strengen Auflagen wurden die Konten 
teilweise wieder zugänglich gemacht. 2019 folgte 
eine weitere Durchsuchung der Büroräume. 

Zudem startete die indische Regierung eine 
öffentliche Schmutzkampagne gegen Amnesty: 
Die ermittelnden Behörden veröffentlichten Do-
kumente aus einem laufenden Ermittlungsver-
fahren in regierungsnahen Medien, ohne einen 
glaubwürdigen Beleg für irgendein Fehlverhalten 
der Organisation vorzuweisen. Doch nicht nur 
Amnesty ist staatlichen Angriffen ausgesetzt, die 
gesamte indische Zivilgesellschaft steht unter 
massivem Druck.  

Die Lage in Indien ist Teil eines globalen 
Trends, die Menschenrechtsarbeit von Organisa-
tionen zu erschweren oder zu verhindern. Dies 
gilt auch für die Türkei, wo vier Amnesty-Vertre-
ter_innen im Juli 2020 in einem unfairen Ver-
fahren zu langjährigen Haftstrafen verurteilt wur-
den – ein einmaliger Vorgang in der bald 60-jäh-
rigen Geschichte der Menschenrechtsorganisa-
tion (siehe Seite 9). 

Wie ernst die Lage ist, zeigt sich auch daran, 
dass menschenrechtliches Engagement selbst in 
der EU in Bedrängnis gerät: In Ungarn bremst 
ein NGO-Gesetz die Arbeit von Amnesty massiv 
aus. Aktivist_innen werden ganz bewusst diffa-
miert und kriminalisiert  (siehe Seite 23).  

Amnesty wird diesem Trend entschlossen ent-
gegentreten und den Einsatz für die Menschen-
rechte gerade dort, wo es nötig ist, intensivieren 
– auch in Solidarität mit den eigenen Mitstrei-
ter_innen auf der ganzen Welt.Ein Besuch bei der indischen Sektion von Amnesty International (Mai 2016).
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SELBST ZUR ZIELSCHEIBE WERDEN 
 

Unrecht aufdecken und dagegen aktiv werden: Dafür ist Amnesty International bekannt.  

In einigen Ländern wird jedoch die Organisation selbst Ziel staatlicher Repression.  

In Indien musste Amnesty die Arbeit 2020 vollständig einstellen.
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Die Regierungen in Warschau und Bu-
dapest missachten bereits seit Jahren 
die Grundwerte der EU. Zu spürbaren 
Konsequenzen führte dies bisher je-
doch nicht. Als Deutschland im Juli 
2020 für sechs Monate die EU-Rats-
präsidentschaft übernahm, forderte 
Amnesty die Bundesregierung auf, der 
Bedrohung von Rechtsstaatlichkeit 
und Menschenrechten innerhalb der 
EU entschieden entgegenzutreten. 

Insbesondere in Ungarn ist die 
Lage ernst: Regierung und regierungs-
nahe Medien schüchtern Kritiker_in-
nen massiv ein. Kritische 
Journalist_innen verlieren ihre Jobs, 
unabhängige Richter_innen werden 
abgesetzt. Auch der Einsatz für die 
Menschenrechte ist zunehmend uner-
wünscht. Wer sich dennoch engagiert, 
wird diffamiert und kriminalisiert. 
Unterstützung und Hilfe für geflüch-
tete Menschen gilt inzwischen als 
Straftat.  

Zudem ging Ungarn mit gleich 
mehreren Gesetzen ganz gezielt gegen 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
vor, vor allem gegen diejenigen, die 
Geld aus dem Ausland erhalten. Die 
repressiven NGO-Gesetze nach russi-
schem Vorbild betrafen auch die unga-
rische Sektion von Amnesty Internatio-
nal. Zusammen mit weiteren NGOs 
klagte Amnesty in Ungarn vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof – mit Erfolg: 
Im Juni 2020 urteilte der EuGH, dass 
Ungarn mit seiner Gesetzgebung ge-
gen EU-Recht verstoße. »Das Urteil 
sendet eine sehr klare Botschaft an 
die ungarische Regierung«, sagt Dávid 
Vig, Direktor von Amnesty in Ungarn. 
»Sie muss jeden Versuch der Stigmati-
sierung und Diskreditierung kritischer 

zivilgesellschaftlicher Organisationen 
unterbinden.« 

Das Gerichtsurteil ist ein Hoff-
nungsschimmer. Und dass während 
der deutschen Ratspräsidentschaft 
das Thema Rechtsstaatlichkeit immer 
wieder auf der Agenda stand, war ein 
eindeutiges Signal an alle Mitglied-
staaten, sich an menschenrechtliche 
Verpflichtungen zu halten.  

Im September veröffentlichte die 
EU-Kommission zudem erstmals ei-
nen Bericht zur rechtsstaatlichen 
Lage in allen EU-Ländern. Künftig 
soll eine regelmäßige Kontrolle erfol-
gen. Gleichzeitig kommen jedoch die 
seit Jahren laufenden Verfahren zum 
Schutz von Grundrechten in Polen 

ES WIRD ENG:  
RECHTSSTAATLICHKEIT IN DER EU 
 

Mitten in Europa werden rechtsstaatliche Grundsätze immer deutlicher missachtet.  

Klare Gegenmaßnahmen der EU bleiben aus. Mit der Kampagne »Menschenrechte in Gefahr«  

forderte Amnesty International ein entschlossenes Vorgehen gegen die Rechtsstaatskrise.

und Ungarn nur schleppend voran. 
Wenn die EU auf Rechtsbrüche nicht 
entschlossen reagiert, riskiert sie ei-
nen Flächenbrand. Es zeichnet sich 
bereits ab, dass rechtsstaatliche Prin-
zipien auch in Bulgarien, Rumänien 
und Slowenien zunehmend unter 
Druck geraten. 

Gemeinsam mit Amnesty appellier-
ten im Rahmen der Kampagne »Men-
schenrechte in Gefahr« mehr als 
64.000 Menschen an die Außen- und 
Europaminister_innen aller EU-Mit-
gliedstaaten, sich aktiv für den 
Schutz demokratischer Grundrechte 
in der Europäischen Union einzuset-
zen und den Abwärtstrend in Sachen 
Menschenrechte endlich zu stoppen. 

Amnesty-Mitglieder protestieren mit einem riesigen Ballon vor dem Parlamentsgebäude in Budapest 
und setzen ein Zeichen für zivilgesellschaftliches Engagement (4. Juni 2020).
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»This is Aleppo. What’s Justice?« Ein kleines Mädchen 
steht inmitten zerbombter Ruinen in der syrischen Stadt 
Aleppo und hält ein Plakat mit eben jener Frage in der 
Hand. Man kennt die Antwort bereits: Gerechtigkeit? Nicht 
in Aleppo, nicht in jenem Krieg in Syrien, dem die Bevöl-
kerung schon seit Jahren ausgesetzt ist und dessen Ende 
nicht in Sicht ist. 

Das kleine Mädchen heißt Sama, und die Szene ist Teil 
des bemerkenswerten Dokumentarfilms »Für Sama« 
(2019) der syrischen Journalistin Waad al-Kateab und des 
britischen Filmemachers Edward Watts. Darin dokumen-
tiert al-Kateab mithilfe von Smartphone und Digitalkamera 
ihren Alltag im Krieg, die ersten Lebensjahre ihrer Tochter 
Sama, die Brutalität, aber auch Momente der Menschlich-
keit.  

»Für Sama« erhielt viele internationale Preise. 2020 
gewann die Produktion den Deutschen Menschenrechts-
filmpreis in der Kategorie »Langfilm«. Amnesty Internatio-
nal und 20 weitere zivilgesellschaftliche Initiativen organi-
sieren den Filmpreis.  

»Für Sama« lief 2019 außerdem als Eröffnungsfilm 
beim Human Rights Film Festival Berlin, das seit 2018 
jährlich stattfindet. Als Kooperationspartner unterstützt 
Amnesty nicht nur das Festival, sondern auch einzelne 
Veröffentlichungen, wie beispielsweise im Jahr 2019 den 
Film »Roads« von Sebastian Schipper. 

Filme eignen sich dafür, Menschenrechte zu erklären 

und Menschenrechtsver-
letzungen bekannt zu 
machen und anzupran-
gern. Sie können Men-
schenrechtsfilmen ein 
Publikum bieten und 
ihre Macher_innen 
unterstützen und ermu-
tigen. Aus diesen Grün-
den macht sich Amnesty 
für die Förderung von 
Filmen mit menschen-
rechtlicher Thematik 
stark.  

Produktionen wie 
»Für Sama« schärfen 
das Bewusstsein für die 
Bedeutung unserer 
Menschenrechte. Durch 

sie lernen wir, dass Menschen sich nicht entmutigen las-
sen, sondern für Freiheit und ihre Rechte einstehen. Oft 
werden die Filme im Rahmen von Filmgesprächen oder im 
Schulunterricht gezeigt und führen im besten Fall dazu, 
dass das Engagement für die Menschenrechte steigt.  

Aufgrund der Corona-Pandemie mussten 2020 viele 
Filmfestivals die Gewinner_innen via Live-Stream verkün-
den. Der Amnesty International Filmpreis auf der Berlinale 
kam dem ersten Corona-Lockdown buchstäblich zuvor. So 
konnte die Amnesty-Jury im Februar 2020 den Preis noch 
persönlich an Regisseur David France überreichen. Sein 
preisgekrönter Film »Welcome to Chechnya« handelt von 
der lebensgefährlichen Situation von Lesben, Schwulen, 
Bisexuellen, Trans- und Intergeschlechtlichen in Tschet-
schenien. In der Begründung der Jury hieß es, der Film 
mache Mut und zeige, was es bedeute, ein freier Mensch 
sein zu können. Der mit 5.000 Euro dotierte Amnesty 
International Filmpreis wurde 2020 zum 16. Mal im Rah-
men der Berlinale verliehen.  

Eine besondere Bedeutung hat der Marler Medienpreis 
Menschenrechte der deutschen Amnesty-Sektion: Seit 
2001 würdigt Amnesty damit Fernseh-, Radio- und Print-
beiträge, die sich in besonderer Weise mit dem Thema 
Menschenrechte befassen. Ehrenpreisträgerin im Jahr 
2020 war die Journalistin Dunja Hayali, die für ihren per-
sönlichen Mut und ihre journalistische Arbeit ausgezeich-
net wurde. 

FILM AB FÜR MENSCHENRECHTE 
 

Amnesty vergibt jedes Jahr den Amnesty International Filmpreis und unterstützt Filmfestivals,  

die Menschenrechten eine Bühne geben. Damit sollen Regisseur_innen ermutigt und  

ihre wichtige Arbeit gewürdigt werden.

Regisseur David France (2. v.r.) wurde auf der Berlinale 2020 für seinen Dokumentarfilm »Welcome to Chechnya«  
von den Amnesty-Jury-Mitgliedern Anke Engelke, Maryam Zaree und Sebastian Schipper mit dem Amnesty-Filmpreis 
ausgezeichnet (29.Februar 2020).
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»Weder furchtsam, noch tollkühn« – 
so lautet die Aufschrift des Denkmals 
für Rupert Neudeck, das in Troisdorf 
südlich von Köln zu finden ist. Neu-
deck war Journalist und Mitgründer 
der Organisation Cap Anamur/Deut-
sche Not-Ärzte. Mit dem gleichnami-
gen Schiff »Cap Anamur« rettete die 
Organisation ab 1979 Tausende 
Schutzsuchende im Chinesischen 
Meer, vor allem vietnamesische 
Flüchtlinge. Das Denkmal, das im Mai 
2018 in Anwesenheit von Bundes-
tagspräsident Wolfgang Schäuble ent-
hüllt wurde, ehrt Neudecks Einsatz 
und Engagement für die Menschen-
rechte. 

Das deutsche Rettungsschiff »Iu-
venta« lag im Mai 2018 bereits knapp 
ein Jahr im Hafen von Trapani – be-

schlagnahmt von der italienischen 
Justiz. Das Schiff der Initiative Ju-
gend Rettet e. V. ist in ähnlicher Mis-
sion wie die Cap Anamur unterwegs – 
es rettet Menschen aus Seenot. 2016 
und 2017 konnten die Besatzungen 
bei 15 Einsätzen auf dem Mittelmeer 
mehr als 14.000 Personen vor dem 
Ertrinken bewahren. 

Doch wer sich heute aktiv für die 
Seenotrettung Schutzsuchender im 
Mittelmeer einsetzt, erhält keine poli-
tischen Dankesreden, sondern muss 
mit Schikanen, Drohungen und Straf-
verfolgung rechnen. Im Falle der »Iu-
venta« ermitteln italienische Behör-
den schon seit mehr als drei Jahren 
wegen angeblicher »Beihilfe zur ille-
galen Einreise«. Zehn angeklagten 
Crew-Mitgliedern drohen zwischen 
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AMNESTY-MENSCHENRECHTSPREIS  
FÜR »IUVENTA10« 
 

Wer Schutzsuchende auf dem Mittelmeer vor dem Ertrinken rettet,  

muss mit Schikanen und staatlicher Kriminalisierung rechnen. Zehn Crew-Mitgliedern 

des Rettungsschiffs »Iuventa« drohen aus diesem Grund bis zu 20 Jahre Gefängnis.  

Für ihren Mut erhielten sie im Februar 2020 den Amnesty-Menschenrechtspreis.

Mitglieder der »Iuventa10« (v. l.n. r.): Pia, Sascha, Dariush, Zoe, Laura, Ulrich, Hendrik.

fünf und 20 Jahre Haft und eine 
Geldstrafe von 15.000 Euro je geret-
teter Person.   

Die Kriminalisierung privater See-
notretter_innen ist Teil einer repres-
siven und menschenfeindlichen EU-
Politik, um Schutzsuchende mit al-
len Mitteln abzuwehren – koste es, 
was es wolle. Nach Angaben des 
UNHCR kamen 1.166 Menschen im 
Jahr 2020 bei der Flucht über das 
Mittelmeer ums Leben oder sind ver-
misst.  

Seenotretter_innen, wie die Besat-
zungsmitglieder der »Iuventa«, verdie-
nen Respekt, Unterstützung und 
Schutz, anstatt Verfolgung und Re-
pression. Die »Iuventa10« haben des-
halb stellvertretend für alle freiwilli-
gen Seenotretter_innen den Amnesty-
Menschenrechtspreis 2020 erhalten.  

»Der Preis zeigt, dass wir mit un-
serem Kampf nicht allein sind«, sagte 
»Iuventa«-Kapitän Dariush Beigui. 
»Ich hoffe wir können all denen, die 
gegen menschenverachtende Gesetze 
kämpfen, die Opfer von Repressionen 
werden oder gezwungen sind, sich in 
Lebensgefahr zu begeben, um einen 
sichereren Ort zu erreichen, ein wenig 
von diesem Gefühl zurückgeben: Ihr 
seid nicht allein.« 

Ob im Chinesischen Meer wie die 
Cap Anamur, im Mittelmeer wie die 
»Iuventa« oder an Land in Kliniken 
oder Krankenhäusern – Leben zu ret-
ten, erfordert Mut und Einsatz. Am-
nesty hat deshalb die Kampagne 
»Retten verboten« gestartet, um Le-
bensretter_innen weltweit zu ermuti-
gen und zu unterstützen. Jedes Leben 
muss gerettet werden, egal wo.
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AMNESTY INTERNATIONAL  
IN DEUTSCHLAND: DIE FINANZEN

VERMÖGENSÜBERSICHT IN TAUSEND EURO 
AKTIVA 
Im-/materielle Vermögensgegenstände 
Finanzanlagen 
Sonstige Vermögensgegenstände  
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
Kassenbestand 
Bankguthaben 
Bewegungsgeld der Gruppen und Bezirke 
Vorrat Lager/Erbschaften 
Rechnungsabgrenzungsposten 
Summe Aktiva 

 
PASSIVA 
Vereinsvermögen 
Rückstellungen 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
Sonstige Verbindlichkeiten 
Summe Passiva

ERTRÄGE/AUFWENDUNGEN IN TAUSEND EURO 
ERTRÄGE 
Beiträge Mitglieder/Förder_innen und Spenden 
Einnahmen aus Geldauflagen 
Sammlungen 
Verkauf von Materialien und Publikationen 
Erbschaften und Vermächtnisse 
Sonstiges 
Summe Erträge 

 
AUFWENDUNGEN 
Beiträge an das Internationale Sekretariat* 
Hilfszahlungen an gewaltlose politische Gefangene und Flüchtlinge 
Aktions-, Informations- und Bildungsarbeit, Finanzbeschaffung, Kampagnen 
Personalkosten für Lobby-, Länder- und Öffentlichkeitsarbeit, Betreuung Ehrenamt 
Mieten und Raumkosten 
Porti, Telefon, EDV 
Büromaterial 
Abschreibungen, Steuern, Sonstiges 
Summe Aufwendungen

2019 
 

20.777 
168 

40 
132 

2.578 
299 

23.995 

 
 

6.771 
534 

5.723 
6.364 
1.077 
1.231 

132 
1.957 

23.789

2019 
 

419 
25 

256 
43 
26 

3.468 
44 

1.423 
20 

5.724 

 
 

3.381 
891 
919 
533 

5.724

2020 
 

22.752 
184 

15 
46 

1.702 
628 

25.327 

 
 

7.858 
463 

5.569 
6.760 
1.103 
1.216 

89 
1.286 

24.344

2020 
 

246 
25 

376 
25 

6 
6.259 

45 
47 

117 
7.146 

 
 

4.364 
565 

1.122 
1.095 
7.146

Der Jahresabschluss wurde geprüft durch die Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.  
Bei der Auflistung der Beträge können aufgrund kaufmännischer Rundungen  Differenzen auftreten.  
*Deutscher Beitrag für internationale Kampagnen, Ermittlungsreisen, Recherchen und Prozessbeobachtungen.



27

LIEBE  
UNTERSTÜTZER_INNEN,
2020 war trotz der Corona-Pandemie in finanzieller 
 Hinsicht ein positives Jahr. Wir konnten unsere Unter -
stützer_in nen basis weiter ausbauen und unsere Erträge 
im Vergleich zu 2019 erneut steigern. Die Aufwendungen 
lagen leicht über dem Vorjahresniveau, waren jedoch 
 deutlich geringer als vor der Pandemie geplant. Im Ergeb-
nis konnten wir unsere Rücklagen um 984.000 Euro auf-
stocken.  

 
ERTRAGSENTWICKLUNG  
Unsere Erträge waren insgesamt 6 Prozent höher als im 
Vorjahr, jedoch 2 Prozent niedriger als in dem von der 
 Jahresversammlung beschlossenen Budget. Diese Abwei-
chung ist vor allem darauf zurückzuführen, dass wir bei 
den Förder_innen nicht die Steigerungen erreichen konn-
ten, die wir in unserem Wachstumsszenario vor Corona ge-
plant hatten. Die Fundraising-Maßnahme »Face-to-Face« 
konnte pandemiebedingt nur eingeschränkt durchgeführt 
werden, weil die gesundheitliche Sicherheit aller Beteilig-
ten vorging. Die grundsätzlich schwer planbaren Erträge 
aus Erbschaften blieben 26 Prozent unter dem Budgetziel 
und waren 34 Prozent geringer als im Vorjahr. Dagegen 
war die Spendenbereitschaft 2020 erfreulicherweise sehr 
hoch. Hier konnten wir einen Anstieg um 20 Prozent ver-
zeichnen und liegen damit 19 Prozent über dem Budget-
ansatz. Auch die durchschnittliche Höhe einer Spende hat 
sich nahezu verdoppelt. Vor allem unsere Spendenaufrufe 
zur Seenotrettung, zu unserem Einsatz gegen digitale 
Überwachung und zu Menschenrechtsverteidiger_innen 
stießen auf positive Resonanz. Bei den Mitgliedsbeiträgen 
waren die Einnahmen 15 Prozent höher als 2019. 

 
AUFWENDUNGEN  
In vielen Positionen waren unsere Aufwendungen geringer 
als im Vorjahr. Insgesamt lagen sie 6 Prozent unter dem 
Budgetansatz. Angedachte Maßnahmen, wie die Fund -
raising-Maßnahme »Face-to-Face«, sowie weitere Kampag-
nen- und Lobbyaktivitäten, Veranstaltungen und Reisen 
konnten wegen der Pandemie nicht wie geplant umgesetzt 
werden. Lediglich der Beitrag an das Internationale Sekre-
tariat und der Personalaufwand sind gegenüber 2019 
 gestiegen. Der Personalaufwand liegt jedoch auf Budget -
niveau und deutlich unter der von der Jahresversammlung 
beschlossenen Grenze von 30 Prozent. 

 

GUT AUFGESTELLT IN DIE ZUKUNFT!  
Die Corona-Pandemie verschärft die kritische Lage der 
Menschenrechte weltweit. Diese Krise wird uns auch in 
diesem Jahr beschäftigen, und ihre Auswirkungen werden 
wir noch lange spüren. Umso wichtiger ist für uns die 
 Hilfe durch Menschen wie Sie, die uns immer wieder 
 zuverlässig und großzügig unterstützen. Gemeinsam mit 
Ihnen und Euch, unseren Unterstützer_innen und Mitar-
beitenden, möchte ich die Wirkkraft unserer Organisation 
weiterhin stärken und unsere Arbeit für die Menschen-
rechte erfolgreich und nachhaltig gestalten. Dabei wird es 
besonders wichtig sein, aktiv Fundraising zu betreiben 
und unsere Wirkung und Effizienz immer wieder infrage zu 
stellen. Amnesty International muss eine lernende Organi-
sation werden, die sich unermüdlich erneuert.  

 
Lanna Idriss 

Geschäftsführerin
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STETIGES WACHSTUM  
UND ANGEMESSENE AUSGABEN 

GESICHERTE UNABHÄNGIGKEIT 
ERTRÄGE 2020 NACH HERKUNFT

STETIGES WACHSTUM 
ERTRÄGE 2013–2020

AUFWENDUNGEN FÜR 
 MENSCHENRECHTSARBEIT 2020

Das großartige finanzielle Engagement 
 unserer Unterstützer_innen sichert weiterhin 
unsere Unabhängigkeit.

Der Großteil unserer Aufwendungen fließt  
in die Realisierung unseres Satzungsziels 
Menschenrechtsarbeit.

Unsere Erträge sind in den vergangenen 
 Jahren kontinuierlich gestiegen, in 2020 um 
5,56 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Die 
 Ursachen sind vor allem in der Gewinnung 
von Förder_innen und höheren Erträgen  
aus Spenden zu finden.

Mio.  
Euro 2013 2014 2015 2016 2017 2018

12

14

16

18

20

22

2019 2020

LINEARE KOSTENENTWICKLUNG 
PERSONALAUFWAND 2013–2020

ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN 
2016–2020

||||||||| Werkstudent_innen 
||||||||| Angestellte (ohne Praktikant_innen und 
||||||||| Aushilfen) 
||||||||| Generalsekretär_in, Geschäftsführer_in 
 
Die Anzahl der Beschäftigten haben wir stabil 
halten können, um auch weiterhin die best-
mögliche Unterstützung für die Mitgliedschaft 
zu garantieren.

||||||||| Personalaufwand der deutschen Sektion 
 
Von 2019 auf 2020 verzeichneten wir eine 
Steigerung des Personalaufwands von  
6 Prozent. Somit bewegen wir uns unter 
 Einbeziehung der Tarifsteigerungen wieder 
auf dem Niveau von 2018. Um Sondereffekte 
bereinigt, blieben die Aufwendungen stabil.

2013 2014 2015 2016 2017 2018
Mio.  
Euro

3,0

4,0

5,0
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2019 2020
2016 2017 2018 2019 2020

IMMER MEHR MENSCHEN  
FÜR  AMNESTY: WACHSTUM VON  
2004 BIS 2020 IN DEUTSCHLAND

|||||||||  Mitglieder (2020: 34.038) 
|||||||||  Spender_innen (2020: 26.670) 
|||||||||  Förder_innen (2020: 124.468) 
 
2020 durften wir insgesamt erneut einen 
 Zuwachs an Unterstützer_innen (+ 2,4 Pro-
zent) verzeichnen. Wir konnten unsere Zahl 
an  Förder_innen um 2,83 Prozent, die der 
 Mitglieder um 0,95 Prozent und die der 
Spender_innen um 2,31 Prozent steigern.

2020

2004

0 50.000 100.000 150.000

|||||||||  Sonstiges         4% 
|||||||||  Mitglieder        7% 
|||||||||  Erbschaften     7% 
|||||||||  Spenden        30% 
|||||||||  Förder_innen 53%

|||||||||  Infrastruktur                       12% 
|||||||||  Information und Investition 20% 
|||||||||  Menschenrechtsarbeit        68%



Warum haben Sie Amnesty ausgewählt? Amnesty ist 
eine große, international anerkannte Organisation, deren 
Stimme in der Welt auch Gewicht hat. Demokratie und 
Menschenrechte befinden sich vielerorts auf dem Rück-
zug. Wir müssen aufpassen, dass das nicht so weitergeht. 
Und auch wenn hier das Asylrecht ausgehöhlt wird und 
Europa sich abschottet, meldet Amnesty sich zu Wort. 
Diese Organisation kann die Menschen aufrütteln und 
 politisch etwas bewegen.  

Haben Sie mit anderen Menschen über Ihre Pläne 

 gesprochen? In meinem Freundeskreis haben wir uns oft 
darüber unterhalten. Viele handhaben es wie ich. Auch 
Menschen mit Kindern. Sie vererben meist einen kleine-
ren Teil, es muss ja auch kein riesiger Betrag sein. 

Haben Sie Tipps für Menschen, die es Ihnen gleichtun 

möchten? Ich habe einfach bei Amnesty angerufen und 
bekam unverbindlich alle wichtigen Informationen. Im 
Austausch hatte ich jederzeit das Gefühl, mich auch aus 
freien Stücken dagegen entscheiden zu können. Nicht 
überrumpelt zu werden, war mir wichtig. Ich habe keine 
Kinder, alles, was ich hinterlasse, geht an Amnesty – aber 
bis dahin ist es noch eine Weile. Denn 100 Jahre werde 
ich sicherlich alt, schließlich war ich bis heute noch nicht 
einmal im Krankenhaus. 
Ratgeber zur Nachlassplanung unter amnesty.de/inzukunft

29

Sie sind 2012 Amnesty-Mitglied geworden – wie kam es 

dazu? Ich fand Organisationen wie Amnesty schon immer 
toll. Im Ruhestand habe ich jetzt Zeit für Engagement. 
Durch ein Angebot meiner Airline konnte ich mit 55 
 Jahren aufhören zu arbeiten. Und anstatt die Hände in 
den Schoß zu legen, wurde ich ehrenamtlich aktiv. In 
meinem Alter demonstriere ich nicht mehr bei jedem 
 Anlass oder kette mich aus Protest an Gleise, aber bei 
den Petitionen und Kampagnen von Amnesty, da mache 
ich mit – immer. Amnesty hat einen bemerkenswerten 
Weg gefunden, Ziele zu verfolgen: Die lassen sich nicht 
die Butter vom Brot nehmen – egal, mit wem sie verhan-
deln. 

Was genau fasziniert Sie an Amnesty? Das Moment, 
sich weltweit für Menschen und deren Rechte einsetzen 
zu können. Und es lässt sich enorm viel bewegen: Gravie-
rendes Unrecht kommt an die Öffentlichkeit, und regelmä-
ßig kommen Menschen frei, die unschuldig schikaniert 
wurden. 

Sie haben Amnesty als Alleinerbin eingesetzt – wie ka-

men Sie zu Ihrem Entschluss? Es ist eine ganz tolle Idee, 
noch über den eigenen Tod hinaus etwas für andere Men-
schen bewirken zu können. Und ich muss mir über mein 
Testament keine Gedanken mehr machen: Es ist schon al-
les geregelt. 
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»DIE LASSEN SICH  
NICHT DIE BUTTER  

VOM BROT NEHMEN!«  
 

Als Flugbegleiterin flog sie 35 Jahre lang um die Welt.  

Heute ist Yvonne Kassowitz-Kretzschmar begeistert  

ehrenamtlich für die Menschenrechte aktiv –  

und hat Amnesty in ihrem Testament  

als Alleinerbin eingesetzt.  

Im Interview erzählt sie warum.
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»Sie bearbeiten Themen, von denen ich noch nie gehört 
habe«, so beschreibt Oliver Reff augenzwinkernd das Am-
nesty Security Lab (siehe Seite 14). Reff selbst leitet das 
Team Wachstum, Bindung und Service von Amnesty 
Deutschland. Die Beschaffung finanzieller Mittel gehört zu 
seinen Aufgaben und zu den Dingen, von denen er einiges 
versteht. Im Jahr 2020 gelang es seinem Team, gleich vier 
private Großspender_innen für das neue Security Lab in 
Berlin zu gewinnen. Es ist bislang das weltweit einzige 
seiner Art und wurde 2019 in der Bundeshauptstadt eröff-
net. Der gebürtige Berliner freut sich daher umso mehr, 
das internationale Team bei der Arbeit in seiner Heimat-
stadt unterstützen zu können.  

Während sich das Team des Amnesty Security Lab onli-
ne für die Menschenrechte einsetzt, ist das Amnesty-Mo-
bil analog unterwegs. Jahrelang war der gelbe Doppelde-
cker ein starkes Zeichen für die Menschenrechte auf den 
Straßen. In den insgesamt acht Jahren im Dienst von Am-
nesty, besuchte er mehr als 150 Stationen überall in 
Deutschland. Nach dem zweiten Motorschaden wurde 
schweren Herzens der Entschluss gefasst: Wir brauchen 
ein neues  Amnesty-Mobil! Im Herbst 2021 wird hoffent-
lich wieder ein gelber Amnesty-Bus durch unsere Städte 

rollen. Aktuell steht der »Neue« noch in der Werkstatt. Er 
war wie sein Vorgänger früher für die Berliner Verkehrsbe-
triebe unterwegs und bekommt nun einen elektrischen An-
trieb, um startklar für die Zukunft zu sein. Das Amnesty-
Mobil wird uns dabei helfen, Petitionsunterschriften zu 
sammeln und Spendengelder zu generieren. Dafür wird es 
an Schulen, Hochschulen und anderen Bildungseinrich-
tungen Station machen, aber auch Festivals, Messen und 
andere jugendorientierte Veranstaltungen besuchen. 

Die Finanzierung des neuen Doppeldeckers haben wir 
der Deutschen Postcode-Lotterie (PCL) zu verdanken, die 
300.000 Euro beisteuerte. Damit ist die PCL auch weiter-
hin ein wichtiger Partner für die Menschenrechte. Sie ist 
die einzige Lotterie, bei der die Teilnehmer_innen zusam-
men mit ihren Nachbar_innen gewinnen können und zu-
gleich Gutes tun, denn 30 Prozent von jedem Losbeitrag 
gehen an gemeinnützige Organisationen. Dieses Konzept 
hat sich schon seit Jahrzehnten in den Niederlanden, in 
Großbritannien, Schweden und Norwegen etabliert. Dank 
des Engagements der Lotterieteilnehmer_innen konnten  
in den vergangenen fast 30 Jahren weltweit mehr als 
11 Milliarden Euro für gute Zwecke zur Verfügung gestellt 
werden.
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Soll bald wieder rollen:  
Das Amnesty-Mobil  
(hier am Internationalen  
Tag der Pressefreiheit  
in Berlin, 3.Mai 2017).

GROSSE ZUWENDUNGEN  
FÜR SONDERPROJEKTE 
 

Vier neue Großspender_innen und die Postcode-Lotterie unterstützen das Amnesty Security Lab  

und machen es möglich, dass bald ein neues, elektrisches Amnesty-Mobil zum Einsatz kommt. 
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Der Kampf für die Menschenrechte ist 
unbezahlbar – kostenlos ist er nicht. 
Die Arbeit von Amnesty International 
kann nur gelingen, wenn es genügend 
Menschen gibt, die uns finanziell 
unterstützen. Daher sind jedes Jahr 
Hunderte Menschen für Amnesty 
International in deutschen Innenstäd-
ten unterwegs, um den Gedanken der 
Menschen rechte in die Welt zu tragen 
und neue Unterstützer_innen zu ge-
winnen. In Zeiten von Corona war dies 
keine leichte Aufgabe. Trotzdem ge-
lang es uns im Jahr 2020, Spenden 
in Höhe von mehr als einer Million 
Euro zu sammeln.  

Der sogenannte Direktdialog in 
Fußgängerzonen ist eine der wichtigs -
ten Säulen, um unsere Menschen-
rechtsarbeit zu finanzieren. Denn da 
Amnesty International unabhängig 
bleiben will, akzeptieren wir keine 
staatlichen Zuwendungen und nur in 
ganz geringem Umfang Spenden der 
Privatwirtschaft.  

Der Direktdialog wird von der Am-
nesty Servicegesellschaft durchge-
führt, einer hundertprozentigen Toch-
tergesellschaft von Amnesty Interna-
tional Deutschland. Rund 190 junge 
Menschen waren 2020 für die Ser vice -
gesellschaft aktiv. Sie alle identifizie-
ren sich mit den Werten und Zielen 
von Amnesty – denn nur so können 
sie auch andere davon überzeugen, 
dass der Einsatz für die Menschen-
rechte wichtig ist.  

Allerdings hat uns die Corona-Pan-
demie vor immense Herausforderun-
gen gestellt. Viele Wochen lang war 
es überhaupt nicht möglich, mit Info -
ständen in Innenstädten präsent zu 
sein. Vom 1.April bis zum 15.Juni 

mussten wir die Mitarbeiter_innen der 
Amnesty Servicegesellschaft daher 
leider in Kurzarbeit schicken.  

Doch schnell erarbeiteten wir ein 
umfangreiches Hygienekonzept, um 
einen sicheren Direktdialog zu garan-
tieren. Dabei hatte eine Sache höchs -
te Priorität: alle Mitarbeiter_innen 
und Passant_innen vor Infektionen zu 
schützen. Nachdem wir unsere Mit -
arbeiter_innen intensiv in unseren 
Schutzmaßnahmen geschult hatten, 
konnten wir im Sommer den Normal-
betrieb wieder aufnehmen. 

Insgesamt waren unsere Dialo -
ger_in nen in rund 140 deutschen 
Städten präsent – von Flensburg bis 
Passau, von Aachen bis Dresden. Sie 
führten an ihren Infoständen etwa 

70.000 intensive, spannende Gesprä-
che und konnten dabei 8.256 Perso-
nen davon überzeugen, Amnesty 
International finanziell zu unterstüt-
zen. So kam ein Gesamtbetrag von 
1.165.155 Euro für die Menschen-
rechtsarbeit zusammen.  

Als Leitungsteam der Servicege-
sellschaft möchten wir uns bei allen 
ehrenamtlichen Mitgliedern und allen 
Mitarbeiter_innen des Sekretariats der 
deutschen Amnesty-Sektion für die 
gute Zusammenarbeit bedanken, vor 
allem aber bei unseren großartigen 
Teams für ihren Einsatz in diesen 
schwierigen Zeiten. Wir bedanken uns 
auch herzlichst bei allen Gesprächs-
partner_innen und neu gewonnenen 
Förder_innen. 

ERFOLGREICH IN  
SCHWIERIGEN ZEITEN 
 

Auch 2020 waren Hunderte Menschen für Amnesty International  

in Fußgängerzonen unterwegs, um Unterstützer_innen zu gewinnen.  

Im Jahr der Pandemie war dies eine besondere Herausforderung. 
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Infostand der Amnesty Servicegesellschaft in Düsseldorf (28.Oktober 2020).
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Ein großes Hemmnis für die Stif-
tungsarbeit waren die Reisebeschrän-
kungen. So konnte die Kooperation 
mit dem russischen Komitee gegen 
Folter in Nischni Nowgorod nicht wie 
geplant fortgesetzt werden. Denn zum 
Konzept des Projekts gehört es, dass 
mehrere Mitarbeiter_innen des Komi-
tees einmal im Jahr für eine Woche 
nach Berlin kommen, um Kontakte zu 
knüpfen und über ihre Arbeit in Russ-
land zu berichten. Das Komitee unter-
stützt Folteropfer im Umgang mit den 
Ermittlungsbehörden und vor Gericht. 
Ein vergleichbares Projekt mit Rechts-
anwält_innen aus dem Iran konnte 
wegen der Pandemie ebenfalls nicht 
stattfinden. 

Realisiert werden konnte indes ein 
Projekt in Zusammenarbeit mit Stu-
dierenden der Filmuniversität Babels-
berg. In ihrem Dokumentarfilm »Von 
Innen und Außen« gehen junge Film-
schaffende der Frage nach, was es be-
deutet, in einem Land, in dem man 
Sicherheit sucht, mit der Vergangen-

heit des Herkunftslandes konfrontiert 
zu werden. Im Mittelpunkt steht der 
syrische Menschenrechtsanwalt Anwar 
Al-Bunni, der seit 2014 mit seiner Fa-
milie in Berlin lebt. Kurz nach seiner 
Ankunft begann er, syrische Opfer 
(etwa von Folter) zu befragen und 
nach den Verantwortlichen zu for-
schen, die möglicherweise inzwischen 
auch hier leben. Es ist auch seinem 
Engagement zu verdanken, dass im 
April 2020 in Koblenz der weltweit 
 erste Prozess wegen Staatsfolter in Sy-
rien beginnen konnte. Die Stiftung hat 
das Filmprojekt finanziell gefördert. 

Unterstützt wurden weiterhin das 
Engagement gegen Straflosigkeit im 
Nahen Osten und der zeitweilige Auf-
enthalt von Menschenrechtsverteidi-
ger_innen in Deutschland, die in ih-
rem Herkunftsland akut gefährdet wa-
ren. Außerdem konnte die Stiftung 
2020 erneut das Preisgeld für den 
Amnesty-Menschenrechtspreis zur 
Verfügung stellen. Er ging an die Be-
satzung des Schiffs »Iuventa«, die im 

Mittelmeer geflüchtete Menschen vor 
dem Ertrinken gerettet hat und des-
wegen ins Visier der italienischen 
 Justiz geraten ist (siehe Seite 25). 

Die finanzielle Ausstattung der 
Stiftung ist trotz des Zinstiefs weiter-
hin sehr stabil. Nach wie vor kann sie 
rund 100.000 Euro im Jahr zur 
Unterstützung von Menschenrechts-
projekten ausgeben. Hilfreich sind da-
bei auch die Stifterdarlehen, die von 
Unterstützer_innen gewährt werden. 
Sie können bei Veränderung der eige-
nen finanziellen Lage oder anderweiti-
gem Bedarf jederzeit zurückgefordert 
werden (»Zustiftung auf Widerruf«). 
Diese Form der Unterstützung nutzen 
erfreulicherweise immer mehr Interes-
sierte, die sich für die Menschenrech-
te einsetzen wollen. Ihr Betrag belief 
sich im Jahr 2020 auf 335.000 Euro, 
mehr als sechs Mal so viel wie 2015 
– eine echte Erfolgsgeschichte. 
Weitere Informationen über die Arbeit der  

Stiftung gibt es auf der neugestalteten  

Internetseite www.stiftung-menschenrechte.de. 

Der Menschrenrechtsanwalt Anwar Al-Bunni vor seinem Büro in Berlin (Mai 2020).
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EINSATZ MIT AUSDAUER 
 

Die Arbeit der Stiftung Menschenrechte war im Jahr 2020 durch die Pandemie teilweise 

eingeschränkt. Dennoch konnten einige wichtige Projekte verwirklicht werden.
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Gewöhnliche Menschen können Außergewöhn -

liches bewirken. Davon ist der britische Rechts- 

anwalt Peter Benenson überzeugt, als er sich  

am 28.Mai 1961 über die Festnahme von zwei 

Studenten in Portugal empört. Sie hatten in 

einem Café auf die Freiheit angestoßen. 

Benenson veröffentlicht einen Artikel in der 

Wochenzeitung »Observer« und ruft dazu auf,  

mit Appellschreiben öffentlich Druck auf 

Regierungen auszuüben und die Freilassung 

politischer Gefangener zu fordern. Dieser  

»Appeal for Amnesty« ist der Beginn von  

Amnesty International. 

 

EIN LEUCHTFEUER GEHT UM DIE WELT 
Die Resonanz auf Benensons Appell ist überwältigend: 
 Allein in den ersten Wochen melden sich mehr als tau-
send Interessierte. Im Juli 1961 wird beschlossen, die 
 ursprünglich auf ein Jahr  angelegte internationale Kam-
pagne in eine Organisation umzuwandeln. Am Ende des 
Jahres gibt es Sektionen in Australien, den USA und 
 mehreren europäischen Staaten, darunter auch West-
Deutschland. Im September 1962 wird auf dem interna-
tionalen Treffen in Brügge endgültig der Name »Amnesty 
International« festgelegt. 

Heute, 60 Jahre nach Benensons Appell, setzt sich 
 Amnesty nach wie vor für eine Welt ein, in der die Rechte 
aller Menschen geachtet werden. Die Stärke der Organi -
sation liegt im Engagement von weltweit mehr als zehn 
Millionen Menschen. Gemeinsam engagieren sie sich mit 
Mut, Kraft und Fantasie für eine Welt ohne Menschen-
rechtsverletzungen. 1977 erhielt Amnesty den Friedens -
nobelpreis. 

MENSCHENRECHTE: GRUNDLEGEND – UNTEILBAR 
Grundlage der Arbeit von Amnesty ist die Allgemeine Er-
klärung der Menschenrechte, die 1948 von den Vereinten 
Nationen verabschiedet wurde. Die 30 Artikel der Erklä-
rung sichern jedem Menschen, unabhängig von Hautfarbe, 
Geschlecht, Sprache, Religion, politischer Anschauung, 
ethnischer oder sozialer Herkunft, die gleichen Rechte 
und Freiheiten zu. Diese reichen vom Recht auf Leben 
über Meinungs- und Religionsfreiheit bis hin zum Recht 
auf Bildung. Die Menschenrechte sind angeboren, unver-
äußerlich, universell und unteilbar. 

 
AMNESTY IST INSBESONDERE AKTIV: 
• für die Freilassung von Menschen, die allein deshalb 

inhaftiert sind, weil sie friedlich ihre Überzeugung 
 vertreten oder die wegen ihrer sexuellen Orientierung, 
ihrer Religion oder wegen rassistischer Zuschreibungen 
verfolgt werden 

• für die Rechte von Flüchtlingen 
• für die Rechte von Frauen und Mädchen 
• für die Verhinderung von Folter, Todesstrafe und 

 politischem Mord 
• für den Schutz derjenigen, die Menschenrechte 

 verteidigen 
• für wirksame Kontrollen des Waffenhandels 
• für die Förderung der wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechte 
• für das Recht auf Privatsphäre 
• für die Aufklärung von Menschenrechtsverletzungen 

und die Bestrafung der Verantwortlichen 
• gegen Rassismus und Diskriminierung

Peter Benenson am 20. Geburtstag von Amnesty International, London 1981.

»ES IST BESSER, EIN LICHT ANZUZÜNDEN, 
ALS DIE DUNKELHEIT ZU VERFLUCHEN«

Der Beginn von Amnesty International.
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Es gibt viele Möglichkeiten, die Menschen -

rechtsarbeit von Amnesty International zu 

unterstützen. Sie entscheiden, wann, wie oft und 

zu welchem Thema Sie sich engagieren möchten. 

Sie können Petitionen an Regierungen unter -

zeichnen oder bei »Urgent Actions« für Menschen 

in Gefahr mitmachen. Sie können unsere Arbeit 

mit einer Spende, einer Förderschaft oder mit 

einer Erbschaft unterstützen oder sich mit Ihrer 

Tatkraft und Ihren guten Ideen an Aktionen von 

Amnesty auf der Straße beteiligen. Ihr Beitrag 

ermöglicht unsere Unabhängigkeit und unsere 

Glaub würdig keit. Nur so können wir ohne 

Rücksicht auf Regierungen und andere 

einflussreiche Institu tionen und Gruppen welt -

weit Menschenrechtsarbeit leisten und Leben 

retten. Amnesty braucht Ihre Unterstützung! 

 
 

MITGLIED 
Als Mitglied stärken Sie die weltweit größte Menschen-
rechtsbewegung und senden ein Signal. Sie haben Stimm-
recht auf der jährlich stattfindenden Mitgliederversamm-
lung und erkennen die Satzung an. Sie erhalten alle zwei 
Monate die Digitalausgabe unseres Amnesty Journal, das 
Magazin für die Menschenrechte, sowie monatlich die 
 Mitgliederzeitung Amnesty Intern. Der jährliche Mitglieds-
beitrag beträgt 84 Euro (ermäßigt 42 Euro). Weitere 
 Informationen auf:  
www.amnesty.de/mitglied-werden 

 
SPENDEN 
Mit einer Spende unterstützen Sie unsere Menschen-
rechtsarbeit und helfen uns, finanziell unabhängig zu 
 bleiben. Bei Spenden bis zu 200 Euro gilt der Einzah-
lungsbeleg zusammen mit dem Kontoauszug als Zuwen-
dungsbestätigung. Bei einer höheren Spende erhalten  
Sie diese von uns automatisch am Jahresanfang als 
 gesonderten Beleg.  
Spenden Sie auf das Amnesty-Spendenkonto: Bank für 
Sozialwirtschaft, IBAN: DE23 3702 0500 0008 0901 00, 
BIC: BFS WDE 33XXX.  
Weitere Informationen auf: www.amnesty.de/spenden 

 

FÖRDERN 
Mit einer Förderschaft sichern Sie mit einem regel -
mäßigen jährlichen Betrag langfristig die finanzielle Un -
abhängigkeit von Amnesty. Ab einer Fördersumme von 
80 Euro im Jahr erhalten Sie alle zwei Monate die Digital-
ausgabe unseres Amnesty Journal, das Magazin für die 
Menschenrechte. Auf Wunsch senden wir Ihnen das Am-
nesty Journal gerne auch als gedrucktes Magazin per Post 
zu. Zu Beginn jedes neuen Jahres senden wir Ihnen auto-
matisch eine Zuwendungsbestätigung über die gesamte 
Fördersumme zu. Weitere Informationen auf:  
www.amnesty.de/spenden 

 
MENSCHENRECHTE AUCH IN ZUKUNFT 
Haben Sie den Wunsch, über Ihr eigenes Leben hinaus 
 einen Beitrag zur Wahrung der Menschenrechte zu leis-
ten? Wir beraten Sie gerne in allen Fragen der Nachlass -
planung. Amnesty ist vom Finanzamt als gemeinnützig 
und besonders förderungswürdig anerkannt und hat keine 
Erbschaftssteuer zu zahlen. Erbschaften, Vermächtnisse 
oder Schenkungen kommen ohne Abzüge dem Einsatz 
für die Menschenrechte zugute. Fordern Sie die Amnesty-
Erbschaftsbroschüre unter testament@amnesty.de 
 kostenlos an. Weitere Informationen auf:  
www.amnesty.de/testament 

 
ONLINE AKTIV WERDEN 
Sie haben es eilig? Sie wollen trotzdem etwas für die Men-
schenrechte tun? Dann bestellen Sie unseren Newsletter 
und beteiligen Sie sich an unseren Online-Petitionen.  
So erhalten Sie regelmäßig Informationen zu aktuellen 
Themen und die Möglichkeit, sich für die Menschenrechte 
einzusetzen. Weitere Informationen auf:  
www.amnesty.de/newsletter 

 
URGENT ACTIONS 
»Urgent Actions« (Eilaktionen) sind die schnellste und 
 effektivste Form der Intervention, um Menschen in akuter 
Gefahr zu retten. Abonnieren Sie unsere Eilaktionen oder 
melden Sie sich bei unseren Push-Nachrichten an, um 
noch schneller aktiv zu werden. Verschicken Sie mit 
 wenigen Klicks per E-Mail Appelle für Menschen in Not 
und Gefahr. 
www.amnesty.de/urgent-actions
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SO EINFACH KÖNNEN  
SIE SICH ENGAGIEREN!
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ORGANIGRAMM 
Amnesty International 

Globale Versammlung
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Jahres-Mitgliederversammlung

Sekretariat deutsche Sektion in Berlin

Vorstand deutsche Sektion 

Generalsekretär_in Geschäftsführer_in

10 Millionen Mitglieder und Unterstützer_innen in mehr als 150 Ländern

Zentrale 
Dienste

Kampagnen  
& Kommu -
nikation

Politik &  
Activism

Mitglieder und 
Unterstützer_innen 

in Deutschland: 
rund 180.000

Internationale_r  
Generalsekretär_in

Internationales Sekretariat  
in London

Internationale 
Regional büros

Nationale 
Sektionen & 
Strukturen

Internationaler Vorstand

Amnesty in Deutschland – das sind 
mehr als 180.000 Menschen, die sich 
für den Schutz der Menschenrechte 
einsetzen. Koordiniert wird ihr Enga-
gement in den ehrenamtlich geführten 
42 BEZIRKEN und mehr als 600 Grup-
pen und auf hauptamtlicher Ebene im 
AMNESTY-SEKRETARIAT in Berlin und in 
den fünf REGIONALBÜROS.  
 
Hier finden Sie Informationen und 
Kontaktmöglichkeiten zu Gruppen  
und Bezirken in Ihrer Nähe: 
www.amnesty.de/gruppen

AMNESTY IN IHRER NÄHE



www.amnesty.de/testament

Seit 1961 setzt sich Amnesty International weltweit  
für Opfer von Menschenrechtsverletzungen ein. Und  
da Amnesty aus Gründen der Unabhängigkeit jegliche  
staatlichen Mittel ablehnt, können besonders Erbschaften  
helfen, diese Arbeit auch in Zukunft sicher und langfristig 
planbar zu machen. 

 
Gestalten Sie eine Zukunft, in der jeder Mensch in 

Würde, Recht und Freiheit leben kann und bedenken  

Sie Amnesty International in Ihrem Testament. Danke! 

 

Gerne senden wir Ihnen unseren Ratgeber zur Nachlass- 
planung »Freiheit ist ein Wert, der bleibt« kostenfrei zu –  
Sie können ihn unter www.amnesty.de/inzukunft oder  
per Anruf unter 030/420248-354 bestellen.  
 
 

 

 
AMNESTY INTERNATIONAL Deutschland e. V. 

Zinnowitzer Straße 8 . 10115 Berlin 

Spendenkonto IBAN: DE23 3702 0500 0008 0901 00

MENSCHENRECHTE 
AUCH IN ZUKUNFT


